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We are (the) 
Revolution

Die Zeitung, die du in deinen Hän-
den hältst, wird regelmäßig von einer 
Gruppe von Jugendlichen herausge-
bracht. Diese Gruppe nennt sich genau 
wie die Zeitung – REVOLUTION. Wir 
sind eine internationale kommunisti-
sche Jugendorganisation.

Wir haben ein gemeinsames Pro-
gramm, das wir uns selbst erarbeitet 
haben. Wir sind offen für jede Diskus-
sion, aber wir stehen geschlossen hin-
ter unseren Aktionen. Wie unser Name 
sagt, sind wir für die Revolution, für 
den Kommunismus. Eine gerechte und 
befreite Gesellschaft kann nur ent-
stehen, indem der Kapitalismus von 
denen, die er unterdrückt, zerschla-
gen wird. Und der Kampf dafür beginnt 
jetzt, in konkreten Kämpfen, wie im 
Kampf der Refugees für volle Bürger_
Innenrechte oder Seite an Seite mit 
Arbeiter_Innen aus aller Welt.

Wir haben wöchentliche Ortsgrup-
pentreffen, auf denen wir gemeinsam 
diskutieren und Aktionen planen. Wir 
gehen auf Demonstrationen, unter-
stützen Streiks und bringen Flugblät-
ter und eine Zeitung heraus, um neue 
Jugendliche und junge Arbeiter_Innen 
für unsere Ideen zu gewinnen. Wenn 
du Fragen hast oder diskutieren willst, 
sprich uns gerne an oder schreibt uns 
auf Insta. Wenn du unsere Ideen unter-
stützt, dann werde aktiv, organisiere 
dich gemeinsam mit uns!

Berlin | Dresden | Dortmund | 
Fulda | Greifswald | Kassel | Leip-
zig | Hamburg| Stuttgart | Landau

Inhalt

Hier in dieser Zeitung erfährst du 
nur einige Punkte und Positio-
nen unserer Politik. Sie basieren 
auf unserem Programm, wel-
ches unsere heutige Situation 
mit dem kampf um eine sozia-
listische Revolution verbindet. 
Allen Jugendlichen innerhalb 
der Sozialdemokratie, sowie in 
der radikalen Linken, wollen 
wir mit diesem Programm einen 
Diskussionsvorschlag bieten 
für den Aufbau einer tatsäch-
lich revolutionären, unabhängi-
gen Jugendorganisation - einer 
neuen Jugendinternationale. Wir 
fordern euch auf, es mit uns zu 
diskutieren und aktiv in die kom-
menden Auseinandersetzungen 
in der Krise zu tragen.
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von J.J. Wendehals

Die G7 (Gruppe der 7) ist ein infor-
melles Forum, das in den 70ern zur 
Absprache zwischen den 7 mächtigsten 
Industrienationen der kapitalistischen 
Welt gegründet wurde. Hervorgegan-

gen ist es aus einem G6-Gipfel in Frankreich, das im Jahre 
1975 die Regierungschefs aus den USA, Japan, Deutschland, 
Großbritannien und Italien einlud, um sich bezüglich zweier 
Probleme abzusprechen, in denen das imperialistische Kapi-
tal damals steckte: Die erste Ölpreiskrise, bei der die Preise 
für das der westlichen Wirtschaft extrem wichtig gewordene 
Erdöl explodiert sind, und damit verbunden eine internatio-
nale Inlation. Kommt irgendwie bekannt vor, oder? 

Der starke Anstieg der Ölpreise damals hatte allerdings 
weniger mit Russland zu tun, sondern war die Folge eines 
versuchten Widerstands von ölexportierenden Ländern 
(OPEC) wie Irak, Saudi-Arabien, Kuwait und den Vereinigten 
Arabischen Emirate, die zwar riesige Ölvorkommen in ihren 
Böden hatten, allerdings von den USA ausgebeutet und be-
stohlen wurden. Es entstand zwar auch vor Ort eine Kapita-
list_innenklasse, die durch die Ausbeutung der Natur und 
menschlicher Arbeit und den Handel mit dem Öl proitieren 
wollte, der größte Teil des Öls gehörte aber Großkonzernen 
der kolonialistischen USA. Während die USA ihren Einluss in 
der Region durch die Unterstützung Israels im Jom-Kippur-
Krieg weiter auszubauen suchte, beschloss die OPEC die Öl-

produktion etwas herunterzufahren, was 
aber einen Anstieg des Ölpreises um 300% zur Folge hatte. 

Die damalige Inlation hing allerdings nicht in erster Linie 
mit der Ölkrise zusammen, sondern hauptsächlich mit dem 
Zusammenbruch des sogenannten Bretton-Woods-Systems, 
einer Währungsordnung, die nach dem Zweiten Weltkrieg 
etabliert wurde, um die Abhängigkeit aller anderen Länder 
von den USA inanzpolitisch festzuzurren. Dabei sollte der 
US-Dollar die einzige Währung sein, die direkt an den Gold-
preis gekoppelt war, während sich alle anderen Währungen 
am Dollar orientierten. Die Wechselkurse zum Dollar standen 
dabei fest und konnten nur durch die amerikanische Regie-
rung geändert werden. Somit war es der USA möglich einfach 
Geld zu drucken, jedoch die daraus resultierende Inlation in 
den Rest der Welt auszulagern. Die anderen Staaten hatten 
aber ab Anfang der 70er keinen Bock mehr willkürlich der 
Politik der USA ausgesetzt zu sein und begannen sich dem 
Druck der USA zu widersetzen und ihre Dollar gegen Gold 
umzutauschen. Diese wurden der USA dann aber doch knapp 
und so kam es schließlich zum Ende des Bretton-Woods-Sys-
tem und der Gold-Standard wurde endgültig aufgehoben. 

Aber zurück zu den G6, die suchten nämlich nach einem 
Weg wie sie die Proite ihres Kapitals, die Abwälzung der Kri-
se auf die internationale Arbeiter_innenklasse und ihre Do-
minanz auf dem Weltmarkt sichern konnten. Ein solches Ab-
sprachetreffen erwies sich ihnen dabei natürlich als nützlich 
und so entschlossen sie sich, diese Treffen unter Hinzunahme 
der Nr. 7, Kanada, in der Zukunft jährlich fortzuführen. Die 
Gastgeberrolle sollte dabei unter den sieben Mitgliedstaaten 
rotieren, sodass jedes Land einmal drankam. 

Die übelste 
Gang auf dem 
Globus
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In der Anfangszeit, also 
gegen Ende des Kalten Krieges 
und insbesondere nach dem 
Zusammenbruch der Sowje-
tunion stellte die USA dabei 

eine unangefochtene Weltmacht dar. Nach dem Zweiten 
Weltkrieg hatten sich zwar in den europäischen Staaten 
und in Japan eigenständige imperialistische Bourgeoisien 
erhalten, aufgrund der vielen Zerstörung durch den Krieg 
und die vorhergegangene Wirtschaftskrise ergab sich aber 
dem US-Kapital die Möglichkeit die anderen Staaten durch 
verschieden Wiederaufbau-“Hilfen“ eng an sich zu binden, 
hiervon war auch Bretton Woods ein Ausdruck. Trotz der 
auch damals vorhandenen Konkurrenz unter den Imperia-
listen, bildeten die G7 bildeten daher gewissermaßen eine 
Plattform des Imperialismus als Ganzes, um Absprachen zu 
ermöglichen wie das System als Ganzes, also die Ausbeutung 
der Halbkolonien, Erstickung von Widerstand und Angriffe 
auf das Proletariat aufrechterhalten werden kann. Während 
anfangs auch das gemeinsame Vorgehen gegen die Sowjet-
union Gegenstand der Gespräche gewesen sein musste, wur-
de nach deren endgültigem Untergang und der Restauration 
des Kapitalismus in Russland auch Putin in die gemeinsame 
Runde (ab dann G8 genannt) eingeladen.

Der Aufstieg Russlands, noch 
vielmehr aber Chinas zur imperia-
listischen Großmacht stellte aber die 
Stellung der USA an der Spitze der 
Weltordnung zunehmend in Frage. In 

den letzten Jahren ist daher eine verstärkte Blockbildung zu 
beobachten: Russland wurde schon 2014 wieder aus den G7 
rausgekickt und die USA versucht die europäischen Staaten, 
die auch mit Russland und China wirtschaftliche Verbindun-
gen eingerichtet hatten, auf die eigene Seite zu ziehen. Und 
tatsächlich sind die transatlantischen Beziehungen deutlich 
enger geworden, gerade seit dem russischem Überfall auf die 
Ukraine, der sich nicht nur unmittelbar gegen die US-ame-
rikanischen Interessen dort richtet, sondern ebenso gegen 
die der EU, die übrigens einen eigenen Sitz mit Beobachter-
status bei den G7 hat. Die G7 sind es jetzt, die gemeinsame 
Statements gegen Russland verabschieden und gemeinsame 
Finanz- und Wirtschaftssanktionen gegen Russland beschlie-
ßen, Maßnahmen, welche den Konlikt weiter eskalieren und 
Russlands Position massiv schwächen sollen – auf Kosten der 
arbeitenden Bevölkerung in Russland und Europa. Insbeson-
dere energiepolitisch soll Russland isoliert werden, jetzt ist 
die USA Retterin aus der Not, die der EU moralisch „unbe-
denkliches“ Öl und Gas zur Verfügung stellt. Aber nicht nur 
was „friedliche“ Mittel angeht, auch bezüglich gemeinsamer 
Waffenlieferungen an die ukrainische Regierung gibt es Ab-
sprachen innerhalb der G7. Bis auf Japan sind übrigens alle 
G7-Staaten in der NATO und dominieren diese. Die Einwoh-
ner_innen der NATO-Mitgliedstaaten machen nur ungefähr 
1/7 der Weltbevölkerung aus, deren Militärausgaben jedoch 
jetzt schon weit über die Hälfte der internationalen. Dazu 
kommt noch die jetzt erst beschlossene Welle großer Auf-
rüstung in der NATO. Auch Japan hat kürzlich eine massive 
Erweiterung des eigenen Rüstungsetats beschlossen.

Dass die G7 ein Instrument zur Auf-
rechterhaltung der imperialistischen, 
rassistischen und kriegstreiberischen 

Weltordnung beziehungsweise im Kampf der einen Seite 
gegen die anderen ist, schreiben sie selbst sich natürlich so 
nicht auf die Fahne. Nein, da heißt es vor allem, man würde 
die gemeinsamen freiheitlich-demokratischen Werte ver-
teidigen gegen autoritäre Staaten wie Russland und China. 
Ein Blick auf die historische und politische Realität genügt, 
um die Heuchelei in dieser Inszenierung zu erkennen. Dass 
in Russland und China demokratische Rechte mit Füßen 

getreten werden, dass auch der Angriff auf die Ukraine ein 
undemokratischer, verbrecherischer Akt ist, den wir verur-
teilen müssen, stimmt natürlich. Dass aber gerade darin der 
Grund für die Blockbildung liegt, fällt dennoch schwer zu 
glauben, wenn man sich vor Augen führt wie leicht die G7 
die Demokratie vergessen, wenn es um ihre eigenen Inte-
ressen geht. Ob in der Türkei, wo sie schmutzige Deals mit 
dem Autokraten Erdoğan machen oder selbst in der Ukraine, 
wo bedenklos reaktionäre Milizen unterstützt werden. Wer 
wissen will wieviel die G7 auf demokratische Rechte wie die 
Demonstrationsfreiheit geben, kann aber auch einfach im 
Juni mit uns auf die Demo gegen den Gipfel in Bayern fahren, 
dort warten schon 30.000 Bullen, um uns das zu erklären. Mit 
Schlagstock und Pfeffer versteht sich.

Der letzte G7-Gipfel, den die BRD ge-
hostet hat, war im Jahr 2015, als Themen 
wie die gnadenlose Austeritätspolitik in 

Südeuropa oder die rassistische Abschottung an den Grenzen 
im Mittelmeer die europäische Politik bestimmten. Wer die 
Grundrechenarten beherrscht weiß, dass die Gang sich dieses 
Jahr wieder in Deutschland versammeln wird. 

Wenn man zwischen den vielen „starken“ Worten sucht, 
indet man drei hauptsächliche Themen, um die es (neben 
Russland und Ukraine) auf diesem Gipfel gehen wird: die 
Weltwirtschaftskrise, die durch den Krieg eher verschärft als 
gemildert wurde, damit verbunden die Bewältigung der Pan-
demie und drittens der Umgang mit der Klimakrise. Während 
für Punkt eins sicherlich die üblichen Konjunkturprogramme 
diskutiert werden, wie man das imperialistische Kapital aus 
der Tinte ziehen kann auf dem Rücken der Arbeiter_innen-
klasse und Halbkolonien und der zweite relativ witzlos ist, 
wenn wir uns vergegenwärtigen, dass gerade die G7-Staaten 
diejenigen sind, die mit ihrem Patentwahn für die ungerechte 
Impfstoffverteilung verantwortlich sind (die Impfquote auf 
dem afrikanischen Kontinent liegt beispielsweise jetzt noch 
bei 12%), hat sich Olaf Scholz für das dritte Problem etwas 
ganz besonderes ausgedacht:

Der Klimaclub ist eine Idee von Scholz 
zur Errichtung der nächsten Plattform, 
in der die Regierungen der Klimakiller- 

und Industriestaaten ihre guten Absichten und ehrgeizigen 
Ambitionen beteuern können. Kyoto-Protokoll, Pariser Kli-
maabkommen, alle COP-Gipfel seitdem: Uns sind doch schon 
lange die Ohren abgefallen von all den tollen Absichtserklä-
rungen. Wirklich passiert ist seitdem noch immer nichts. Dass 
Deutschland jetzt einen Club aufmacht, behauptet an der feh-
lenden Klimawende seien die anderen schuld, rummackert 
und sich als großen Klimaretter aufspielt ist aber ganz schön 
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Starke Vorsorge für ein gesundes Leben
Weichenstellung für wirtschaftliche 

Stabilität und Transformation

Starke Allianzen für einen 
nachhaltigen Planeten

Das sind die fünf großen Ziele der 

deutschen G7-Präsidentschaft:
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peinlich und verlogen! Nicht nur weil Deutschland selber 
nach wie vor das größte Braunkohlerevier Europas bewirt-
schaftet, Wälder für Autobahnen und Tesla-Fabriken abholzt 
oder neue LNG-Erdgas-Terminals baut, sondern auch weil 
das deutsche Kapital (wie auch der Rest der G7) die eigene 
Bilanz noch schönschwindelt, indem es seine klimaschädliche 
Produktion einfach in die Halbkolonien auslagert. Schon im 
Allgemeinen haben wir ja keine Hoffnung darin, dass der Ka-
pitalismus mit der Klimakrise fertig wird, die letzten jedoch, 
in dessen Hände wir das Schicksal unseres Planeten geben 
können, sind die, die am meisten von seiner Ausbeutung und 
Vernichtung proitieren: Die imperialistischen Bourgeoisien 
der G7-Staaten!

Am 26.-28. Juni soll der G7-Gipfel auf 
Schloss Elmau bei Garmisch-Parten-
kirchen, Bayern stattinden. Wir haben 

keinen Bock, dass sich die Verwalter der größten Ausbeu-
terstaaten in einem Luxushotel treffen und bei Champagner 
über die Unterjochung unserer Welt beraten! Wir haben 
keinen Bock dass die scheinheilige Worte über Klimaschutz 
verlieren, aber nichts dafür tun und stattdessen den Planeten 
an die Wand fahren. Wir haben auch keinen Bock, dass sie die 
Rüstungsausgaben erhöhen, Waffen in den Krieg entsenden 
und den Konlikt mit Russland immerweiter anheizen. Wir 
möchten eine Bewegung aufbauen, die diesen Kriegstreibern 
die internationale Solidarität der gesamten Arbeiter_innen-
klasse entgegensetzt. Die Waffenlieferungen blockiert und 
Rüstungsfabriken bestreikt. Die Klimakil-
lerkonzerne enteignet und die Produk-
tion nach unseren Bedürfnissen und 
denen unseres Planeten umgestal-
tet, nicht nach dem größten Proit. 
Und die endlich gleiche Rechte, 
Freiheit und eine sichere Le-
bensgrundlage für alle Men-
schen auf der Welt erkämpft! 
Damit fangen wir in Garmisch 
an! Wir werden Busse organisieren 
und in den Schulen eine Mobilisierungs-
kampagne, denn wir sind die Jugend 
und es geht um unsere Zukunft, nicht 
die von sieben alten Säcken!

Den Gipfel  
verhindern!

Bist
?

du dabei 
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von Sani Meier

Wir alle erinnern uns sicherlich noch an den Corona-Aus-
bruch im Werk des Fleischproduzenten Tönnies im Juni 2020. 
Nachdem sich dort innerhalb kürzester Zeit fast 1400 Ange-
stellte iniziert hatten, rückten die Arbeitsbedingungen des 
Konzerns zunehmend in den Fokus der Öffentlichkeit: Die 
meist aus Osteuropa (Rumänien, Bulgarien, Polen) stammen-
den Arbeitskräfte wurden durch Subunternehmen beschäf-
tigt, wodurch es möglich wurde, deutsche Standards wie den 
Mindestlohn zu umgehen und den internationalen Markt 
mit Billigleisch „Made in Germany“ zu überschwemmen. 
Diese Subunternehmen locken Menschen mit überzogenen 
Versprechungen von hohen Löhnen, günstigen Unterkünften 
und geregelten Arbeitszeiten nach Deutschland, nur um sie 
dann für überteuerte Transporte und heruntergekommene 
Sammelunterkünfte zahlen zu lassen. Als Reaktion auf diesen 
Skandal sind Werk- und Leiharbeitsverträge in der Fleisch-
branche seit dem 1. Januar 2021 verboten, doch verbessert 
hat sich dadurch für die Arbeiter_Innen nicht viel: Die 
Konzerne beschäftigen sie nun zwar direkt, reduzierten aber 
dafür die Anzahl der Angestellten drastisch beim gleichen 
Arbeitsaufwand, was die Belastung und den Druck nur weiter 
steigen ließ. Die Fleischindustrie steht hierbei exemplarisch 
für ein rassistisches System der Ausbeutung migrantischer 
Arbeiter_Innen in Deutschland mit jahrzehntelanger Tradi-
tion. 

Diese Tradition nimmt 
ihren Anfang durch den 
Mangel an Arbeitskräften 

in der expandierenden Nachkriegswirtschaft der BRD in den 
1960er Jahren. Damals schloss die Bundesregierung Anwer-
beabkommen mit Italien, Spanien, Griechenland, Türkei, 
Marokko, Portugal, Tunesien und Jugoslawien ab. Da diese 
Anwerbung aber keinen dauerhaften Aufenthalt der Arbei-
ter_Innen in Deutschland vorsah, bezeichnete man diese 
als „Gastarbeiter_Innen“. Diesen teilte man dann vor allem 
niedrig qualiizierte Tätigkeiten zu und ließ sie im Akkord am 
Fließband, Baugewerbe oder Bergbau arbeiten und zahlte 
ihnen meist niedrigere Löhne als den deutsche Kolleg_Innen. 
Da die sogenannten „Gastarbeiter_Innen“ sich nicht durch 
die deutschen Gewerkschaften repräsentiert und inkludiert 
fühlten und die meisten deutschen Gewerkschaften sie auch 
nicht unterstützten, organisierten sie sich schließlich unab-
hängig von diesen gegen die rassistische Benachteiligung in 
„wilden Streiks“. Im Jahr 1973 streikten mindestens 275.000 
Arbeiter_Innen in rund 335 Betrieben. Auch heute, fast 50 
Jahre später, ist die Einbindung migrantischer (Leih-) Arbei-

ter_Innen immer noch eine große Baustelle für die Verbin-
dung von Arbeitskämpfen, und prekäre Beschäftigungsver-
hältnisse gehören zur grausamen Realität auf dem deutschen 
Arbeitsmarkt. 

Heute werden migrantische 
Arbeiter_Innen gezielt durch Zeit-
arbeitsirmen angeworben, um in 

Bereichen wie der Landwirtschaft, dem Bauwesen oder den 
Lieferdiensten möglichst kostengünstig zu arbeiten. Beson-
ders Frauen trifft es hier hart, da diese meist als Plegekräfte 
und Haushaltshilfen eingesetzt werden, also in einem Sektor, 
der ohnehin schon kaputt gespart wurde, und dann noch 
zusätzlich durch Geschlecht und Herkunft diskriminiert wer-
den. Konzerne wie Amazon werben gezielt mit Stellen „ohne 
erforderliche Deutschkenntnisse“: Sie nennen es Vielfalt, wir 
rassistische Ausbeutung. Laut einer Studie der Hans-Böck-
ler-Stiftung steigt der Anteil an Migrant_Innen unter den 
Menschen, die trotz Vollbeschäftigung Geringverdiener_In-
nen sind, stetig an: Zwischen 2013 und 2020 hat er sich sogar 
verdoppelt. Die Beschäftigung im Zeitarbeitsverhältnis 
bedeutet auch eine hohe inanzielle Unsicherheit für die Ar-
beiter_Innen: Die Beschäftigungen sind immer befristet und 
man kann nie sicher sein, im Anschluss eine neue Stelle zu 
erhalten oder muss dafür ständig den Standort wechseln.

Dass dieses Arbeitsverhältnis auch heute noch meist die 
Realität für migrantische Arbeiter_Innen ist, zeigt auch, dass 
der deutsche Staat kein Interesse daran hat, diesen Menschen 
einen dauerhaften Aufenthalt in Deutschland zu ermögli-
chen. Ähnlich wie in den 1960ern soll man solange bleiben, 
wie man wirtschaftlich verwertbar ist und danach wieder 
gehen. Diese Logik zeigt sich besonders deutlich daran, dass 
man die wirtschaftlich schwache Lage bestimmter Länder 
ausnutzt, um deren Arbeiter_Innen mit minimal besseren 
Bedingungen nach Deutschland zu holen, diesen Menschen 
aber in Asylverfahren das Bleiberecht verwehrt. Mit der Be-
zeichnung der „Wirtschaftslüchtlinge“ macht man seit 2016 
klar, dass Menschen, die aus wirtschaftlicher Not aus ihrer 
Heimat liehen, keinen Anspruch aus Sozialleistungen haben 
sollen und wieder in ihre Herkunftsländer abgeschoben 
werden. Dieselbe wirtschaftliche Not nutzt man dann aber 
gerne wieder aus, um die Menschen unter untragbaren Be-
dingungen auf deutschen Erdbeerfeldern arbeiten zu lassen. 
Menschen aus Rumänien, Polen und Italien bilden momen-
tan den größten Anteil an migrantischen Arbeitskräften in 
Deutschland, während diese Länder gleichzeitig in den Top 10 
der Zielstaaten deutscher Abschiebungen sind. 

Im Kampf gegen diese Verhältnisse haben es migrantische 
Arbeiter_Innen auch immer noch schwer. Viele sozialchauvi-

Ausbeutung mit Tradition
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Migrantische

Arbeitskräfte
Deutschland:

“Gastarbeiter_Innen”: 
Ausbeutung auf Zeit

Zeitarbeitsjob  
vs. Abschiebung
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nistische Gewerkschaften sind in Leiharbeitsbranchen nicht 
vertreten, weil sie der Meinung sind nur für deutsche Arbei-
ter_Innen zuständig zu sein. Gleichzeitig kümmern sich auch 
die Gewerkschaften der Herkunftsländer nicht um die Leih-
arbeiter_Innen in Deutschland, immerhin haben sie auch gar 
keine Verhandlungsmacht gegen über dem deutschen Staat. 
Auch nicht Deutsche mit Migrationshintergrund werden im-
mer noch in Gewerkschaften diskriminiert, und arbeiten oft 
in schlecht bezahlten Branchen mit sehr wenig gewerkschaft-
licher Organisierung. Auch heute noch ist der Kampf gegen 
solche Arbeitsverhältnisse nur im „wilden Streik“ möglich.

Am Ende des Tages entscheidet also das Interesse der Ka-
pitalist_Innen darüber, wer auf dem deutschen Arbeitsmarkt 
besonders hart ausgebeutet wird, denn nur sie proitieren 
davon, indem sie ihre Gewinne durch die Einsparung von 
Lohnkosten und Arbeitssicherheitsmaßnahmen maximieren. 
Zudem wird immer wieder durch rassistische Vorurteile ver-
sucht, die Arbeiter_Innen gegeneinander auszuspielen. Wir 
aber lassen uns als internationale Arbeiter_Innenklasse nicht 
spalten und stehen solidarisch mit den Ausgebeuteten und 
Unterdrückten aller Länder, um unseren gemeinsamen Feind, 
den Kapitalismus zu überwinden...

Gewerkschaften müssen die 

Organisierung migrantischer 

Arbeiter_Innen (vor allem Leih-

arbeiter_Innen) gezielt angehen 

und deren Interessen vertreten! 

Für einen internationalen Kampf 

der Arbeiter_Innenklasse!

Keine weiteren 

Abschiebungen- 

Staatsbürger_In-

nenrechte für Alle!

Für ordentlichen Arbeits-
schutz und das Einhalten 
von Verträgen, in bisherigen 
Leiharbeitsbranchen, stärkere 
Kontrolle dessen!

Schluss mit Zeitarbeits-verhältnissen, befristeten Ver-trägen & Co!

Tarifverträge in allen Branchen! Gegen ungleiche Bezah-

lung und rassistische und sexistische Diskriminierung im 

Betrieb- Gleiches Geld für gleiche Arbeit!

..und fordern 
deshalb 
schon jetzt:
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Revo
vorBerlin

Freiheit für 
Afghanistans 
Frauen - Euer 
Kampf ist 
unser Kampf!

Globaler  
Klimastreik 
in Leipzig & 
Dortmund

Ort

Am internationalen antisexistischen Kampftag versam-
melten wir uns in Berlin, um Solidarität mit den Frauen 
Afghanistans zum Ausdruck zu bringen. Es waren rund 200 
Menschen erschienen, unter ihnen vorwiegend afghanische 
Frauen, die den Protest organisiert und geleitet hatten. Viele 
Plakate forderten Brot, Arbeit, Freiheit. Ein großes Banner las 
„Don’t Forget Afghanistan“ (Vergesst Afghanistan Nicht). Ein 
junger afghanischer Mann hielt ein Poster auf dem „No War 
But Class War“ stand (Klassenkampf statt Krieg). 
Die zahlreichen Reden berichteten von der heutigen Situa-
tion afghanischer Frauen, die unter Arbeitsverboten, dem 
Ausschluss vom Bildungswesen und Diskriminierung unter 
dem Taliban Regime leiden. Sie erzählten auch von den muti-
gen Frauen, die dem Regime die Stirn bieten. 
Gleichzeitig wiesen etliche Rednerinnen darauf hin, dass das 
Leiden afghanischer Frauen nicht mit dem Einmarsch der 
NATO-Truppen 2001 beendet wurde. Im Gegenteil, es wurde 
verschärft. Daran ändere auch die Fassade einer scheinbar 
demokratischen, aber tatsächlich zutiefst korrupten und 
ebenfalls frauenfeindlichen Regierung unter Ghani und Co. 
nichts. 
Ebenfalls wurde ein Ende der Sanktionen und die Freiga-
be afghanischer Devisen gefordert. Sie treiben vor allem 
afghanische Frauen, die Arbeiterschaft und Bauern in den 
Hungertod. 
Eine weitere Rednerin schlug den Bogen zu dem Angriffs-
krieg gegen die Ukraine. Sie verurteilte die russische Aggres-
sion. Sie lehnte dennoch Sanktionen, die wie in Afghanistan 
auch in Russland vor allem die Armen und Frauen treffen 
würden, ab. Die deutsche Aufrüstung müsse zurückgewiesen 
werden. Afghan_Innen hätten in der Vergangenheit genug 
Erfahrungen mit den Waffen der deutschen Friedensmacht 
gehabt. Anderen solle dieses Schicksal erspart bleiben. 

Die Rede unserer Genossin Minerwa Tahir, die auf die 
Komplizenschaft des pakistanischen Staates sowohl mit dem 
NATO-Imperialismus, als auch mit den Taliban hinwies, wur-
de erfreut aufgenommen. Sie appellierte für einen gemein-
samen Kampf afghanischer und pakistanischer Frauen gegen 
ihre gemeinsamen Feinde: die Taliban und ihre Freunde in 
der pakistanischen herrschenden Klasse. In diesem Kampf 
seien auch progressive Männer und kämpfende Arbeiter 
willkommen. 
Vergesst nicht Afghanistan und seine kämpfenden Frauen! Sie 
leiden nicht nur unter Krieg und den Taliban. Sie litten auch 
21 Jahre unter der Besatzung der NATO. Daher öffnet die 
Grenzen für sie und alle Fliehenden!

Am 25.03. war wieder Globaler Klimastreik und wir waren 
in verschiedenen Städten dabei. Seit vier Jahren kämpfen 
Jugendliche gegen die Umweltzerstörung und wir setzen uns 
dabei für eine antikapitalistische und sozialistische Perspekti-
ve ein, denn uns bleibt nicht mehr viel Zeit und der Versuch, 
die Umwelt zu retten, ohne dabei dieses System zu überwin-
den, ist bereits seit über 40 Jahren gescheitert. Die Regie-
rungen handeln weiter im Interesse der herrschenden Klasse 
und setzen dabei die Proitinteressen der Unternehmer_In-
nen um, selbst wenn das den Tod von Millionen und das Ende 
unserer Lebensgrundlage bedeutet. 

In Leipzig waren wir deshalb mit circa 500 Menschen im 
antikapitalistischen Block. Zusammen mit der SDAJ und der 
internationalen Jugend haben wir klar den Kapitalismus als 
Ursache für Umweltzerstörung und Kriege benannt. Wir ha-
ben aufgezeigt, dass Frieden und eine nachhaltige und sozial 
gerechte Gesellschaft, welche Fridays For Future fordert, nur 
mit der Überwindung dieses Systems erzielt werden kann. 

Auch in Dortmund waren wir Teil des antikapitalistischen 
Blocks und haben dort vor allem auf die Zusammenhän-
ge zwischen Umweltkrise und Militarisierung aufmerksam 
gemacht, die Energiepreisexplosionen kritisiert, sowie eine 
Enteignung von Konzernen wie RWE gefordert.
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von Linda Loony

Schaltet man den Fernseher oder das Radio ein, so fällt 
auf, dass der thematische Dauerbrenner „Corona“ weitest-
gehend abgelöst wurde. In der Tagesschau bekommt selbst 
der Wetterbericht inzwischen beinahe mehr Sendezeit als die 
Berichterstattung rund um Hygienemaßnahmen und Pande-
mieverlauf und die knappe Zusammenfassung des täglichen 
Infektionsgeschehens wird in den Ohren der pandemiemü-
den Zuhörer_Innen nahezu bedeutungslos. Hört man sich 
in seinem Umfeld um, haben vermutlich viele bereits den 
Faden verloren, welche Maßnahmen eigentlich gelten – aber 
Corona ist doch vorbei, oder? Zumindest scheint dies die 
zentrale Botschaft zu sein, die mit der Aufhebung nahezu 
aller Beschränkungen nach dem sogenannten „Freedom 
Day“ am 20. März gerade von der Regierung propagiert 
wird. Obwohl die Zahlen der Neuinfektionen in Deutschland 
täglich neue Rekorde erreichen, lautet die Devise „Zurück 
zur Normalität“. Statt effektiver, kurzzeitiger Shutdowns und 
dauerhaftem Schutz durch gezielte Hygienemaßnahmen, 
entschied sich die Bundesregierung längst dafür, geld- und 
ressourcen-„sparend“ das Pandemietreiben sich selbst zu 
überlassen.

In den letzten Monaten 
wurde durch die verhängten 
Maßnahmen der Regierung 
immer offensichtlicher, dass 
es hierbei vor allem um die 

kurzfristige Verhinderung wirtschaftlicher Einbußen geht, 
die stets das Wohl der Bevölkerung zu überwiegen scheinen. 
So ist es bspw. bereits üblich, dass in der Schule nur bestä-
tigte Covid-erkrankte Schüler_Innen isoliert werden - nicht 
aber ihre direkten Banknachbar_Innen oder engen Kontakt-
personen. Gleiches gilt für das Arbeitsleben: Isoliert werden 
nur nachweislich erkrankte Personen, für deren Haushalts-
mitglieder wird hier keine Notwendigkeit mehr gesehen, sich 
ebenfalls zu isolieren. Die Folgen der immer weiter zurückge-
nommenen Maßnahmen sind deutlich im Infektionsgesche-
hen sichtbar. So hat Deutschland laut der ofiziellen Statistik 
der WHO aktuell die weltweit dritthöchste absolute Zahl der 
Neuinfektionen pro Woche gemessen. Auch die Anzahl der 
durchgeführten PCR-Tests, die ein positives Ergebnis liefer-
ten, kletterte laut RKI seit Anfang dieses Jahres von ihren üb-
lichen rund 20% auf knapp 51%. Dies führt zu nie dagewese-
nen Anzahlen von Krankschreibungen. In ohnehin schon von 
Personalmangel und Unterinanzierung gebeutelten Berei-
chen wie der Plege oder pädagogischen Arbeit ist dies fatal. 
Auch die Annahme, mit der Omikron-Variante lediglich einen 
leichten Schnupfen zu bekommen, verharmlost reale Folgen 
wie das Long-Covid-Syndrom und ignoriert vulnerable, aus 
gesundheitlichen Gründen nicht geimpfte Gruppen. Insge-
samt wurde in 2 Jahren Pandemie kein nachhaltiges, interna-
tionales Lösungskonzept etabliert. Sinnvolle Schritte wie das 
regelmäßige und niedrigschwellige Testen, der unbeschränk-
te Zugang zu PCR-Tests oder das Tragen von Masken werden 
weiter zurückgenommen. Statt die in der Gesundheitskrise 
deutlicher denn je zu Tage getretene Unterinanzierung von 

Von gesellschaftlicher Durch-
seuchung und notwendi-
gen „Hygienemaßnahmen“

Corona denken:Querund

Durchseuchung und 
Proite statt  
Gesundheitsschutz
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Gesundheitswesen, Betreuung und Bildung anzugehen, weil 
es dazu angeblich nicht genug inanzielle Mittel gebe, müssen 
wir nun zuschauen, wie von denselben Verantwortlichen 
Milliarden für den Krieg und die Aufrüstung in Rekordzeit 
bereitgestellt werden.

Auch wurde bis heute das wirk-
samste Mittel gegen Corona – die 
Schutzimpfung – in Deutschland, 
aber vor allem international 

unzureichend eingesetzt. Dabei lässt sich die Wirksamkeit 
der Impfung im Pandemiegeschehen deutlich beobachten: 
Die Sterblichkeit, auch wenn sie in Deutschland mit 200-300 
Menschen täglich noch immer erschreckend hoch ist, sank 
in den letzten Wochen - zumindest in Relation zu der stei-
genden Zahl der Erkrankten. Doch der Anteil der geimpften 
Bevölkerung bleibt seit Februar auf dem Niveau von 76% 
und stieg seit November letzten Jahres kaum mehr an. Auch 
die Zulassung des Hoffnungsträger-Impfstoffes Novavax als 
Alternative zum mRNA-Vakzin brachte nicht den gewünsch-
ten Aufschwung für die Impfkampagne. So bleibt infolgedes-
sen auch die Diskussion um die allgemeine Impfplicht heiß. 
Doch eine national begrenzte Impfplicht hilft uns aus einem 
globalen Gesundheitsnotstand, in dem vor allem in den Halb-
kolonien weiter nur Impfquoten im unteren Prozentbereich 
ermöglicht wurden, nicht heraus. Ohne eine international 
gerechte Verteilung der Impfstoffe, eine dafür notwendige 
Aufhebung der Patente und die Weitergabe von Produktions-
anlagen in die Halbkolonien wird das Infektionsgeschehen 
dort weitertoben, wodurch neue Virusvarianten entstehen 
und sich erneut ausbreiten können. Somit bleibt die Pande-
mie ein fortwährendes, sich immer weitertragendes Problem 
und das sogenannte „Pandemiemanagement“ der Regierung 
eine einzige Niederlage ohne Perspektive.  

Wirft man einen Blick 
auf die Übersicht aller von 
Maßnahmen betroffenen 
Bereiche der Gesellschaft 
und des täglichen Lebens, 

so fällt für Deutschland rasch eine überproportional hohe 
Restriktion für das private Leben der Menschen auf. Während 
in Unternehmen und Schulen lediglich partiell mit einschnei-
denden Maßnahmen reagiert wurde, waren private Zusam-
menkünfte, Bewegungsfreiheit oder bspw. die Nutzung von 
Sport- und Begegnungsstätten lange Zeit und wiederkehrend 
massiv eingeschränkt worden. Auch im internationalen 
Vergleich waren laut WHO in Deutschland Beschränkungen 
in Betrieben und Schulen recht lasch. Es gibt also durch-
aus berechtigte Kritik an den Maßnahmen der Regierung, 
die stets so ausgelegt waren, dass sie den Großbetrieben ja 
keinen Schaden zufügen und vor allem möglichst wenig Geld 
dafür in die Hand genommen werden musste.  Doch diese 
Kritik und der daraus erwachsende Unmut der Bevölkerung 
wurde nicht durch eine starke linke Bewegung abgefangen 
und kanalisiert. Zwar gab es bspw. mit ZeroCovid anfangs 
gute Initiativen, doch auch diese konnte keinen Massencha-
rakter entwickeln und verschwand nach relativ kurzer Zeit 
wieder von der öffentlichen Bildläche. So wurde es den Ver-
schwörungsideolog_Innen von Querdenken besonders leicht 
gemacht, sich als angebliche Alternative zum desaströsen 
Pandemiemanagement der Herrschenden zu inszenieren. 

Bereits vor dem Ausbruch der 
Coronapandemie gab es einen 
gesellschaftlichen Rechtsruck, 

welcher selbst eine unmittelbare Folge der anhaltenden 
Weltwirtschafskrise 2008 war. Im Windschatten dieser Krise 
konnten sich rechtspopulistische Parteien und rassistische 
Bewegungen erfolgreich etablieren, während zeitgleich der 
Aufbau einer sozialen Antikrisenbewegung, getragen von 

den Gewerkschaften, Arbeiter_Innenparteien und linken 
Gruppierungen, verpasst wurde. Die widersprüchliche Politik 
der Herrschenden, die halbherzigen Lockdowns und die 
hierdurch aufgeschobene Notwendigkeit, Maßnahmen gegen 
die Ausbreitung des Coronavirus zu beschließen, welche 
jedoch größtenteils auf den privaten Bereich beschränkt 
blieben, sorgten dafür, dass die Querdenkenbewegung immer 
weiter an Zulauf gewinnen konnte. Während die scheinbar 
harmlosen Kernthemen der Querdenker_Innen, die Kritik 
an der Einschränkung von Grundrechten, die Ablehnung der 
Maskenplicht und von Impfungen, ihren Teil dazu beitru-
gen, dass ihr rechtes Potential unterschätzt wurde, hat sich 
die Querdenkenbewegung längst als rechtes Sammelbecken 
entpuppt. Je länger der Zickzack-Kurs während der Pande-
mie andauerte, desto mehr radikalisierten sich nennenswerte 
Teile der Bewegung immer weiter und die Rechten konnten 
sich im Zuge dieser andauernden Proteste erfolgreich weiter 
aufbauen und führen diese mittlerweile zum Großteil offen 
an. Auch wenn die Coronamaßnahmen nun immer weiter 
zurückgefahren werden, ist nicht davon auszugehen, dass die 
Schwurbler_Innen einfach verschwinden. Selbst wenn sich 
Querdenken endlich “totläuft“, bleibt zu befürchten, dass 
der Schaden, welche die massive verschwörungsideologische 
und in Teilen antisemitische Propaganda der Rechten ange-
richtet hat, ein längerfristiges, anhaltendes Problem bleibt. 
So wie PEGIDA nicht einfach nach der sogenannten „Flücht-
lingskrise“ verschwunden ist, sondern im Gegenteil nach-
haltig ein rassistisches Klima und einen festen Bodensatz an 
AfD-Wähler_Innen produziert hat und mittlerweile mit Quer-
denken nahezu fusionierte, werden auch nach Querdenken 
neue rechte Bewegungen immer wieder entstehen, solange 
wir als Linke diesen nicht effektiv etwas entgegensetzen und 
den Nährboden, auf dem solche erst entstehen können, den 
Kapitalismus, für immer austrocknen.

Aufbau einer Antikrisenbewegung, die eine antikapitalis-

tische Alternative zur Regierung, aber auch zu den rechten 

Verschwörungstheoretiker_Innen darstellt!

Stellen wir uns den Rechten auf der Straße 

entgegen, und blockieren wir ihre Demonst-

rationen!

Kostenlose Bereitstel-lung von PCR Tests überall, denn Schnelltests stellen nun mal Omikron nicht fest.

Schluss mit der Rücknah-

me aller Maßnahmen, vor al-

lem denen, die noch notwen-

dig sind (wie z.B. kostenlose 

Tests oder Maskenplicht).

Freigabe der Impfstoffpatente international und 

eine internationale Impfplicht, um der Pandemie 

endlich wirksam entgegen zu treten, das gilt auch 

für regelmäßige Auffrischungsimpfungen!

Die Nebelkerze  
“Impfkampagne”

Zwischen notwendiger 
Kritik und Leugnung 
von Notwendigkeiten

Der Bodensatz der 
Krisenpolitik

Deswegen  
fordern wir:
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von Jonathan Frühling

Seit einigen Monaten haben wir eine neue Regierung. Es 
sitzt wieder eine Person von der SPD im Kanzleramt und 
auch die Grünen sind zurück. Die Merkel-Ära ist endlich 
vorbei. Doch gibt es wirklich einen Grund zum Feiern? Wir 
haben uns für euch angeschaut, was die Regierung in den 
ersten 100 Tagen seit ihrer Amtseinführung Anfang Dezem-
ber alles gemacht (bzw. nicht gemacht) hat. 

Nochmal eine kleine Zusammenfassung: Die neue Regie-
rung bildet sich aus einer Koalition aus SPD, Grünen und 
FDP (nach ihren Farben „Ampelkoalition“ genannt). Die SPD 
besetzt das Kanzleramt, sowie u.a. die wichtigen Ministerien 
für Inneres, Arbeit, Verteidigung und Gesundheit. Die Grünen 
bekommen u.a. das Außen- und das Wirtschaftsministeri-
um, die FDP u.a. das Finanz- und das Verkehrsministerium. 
Alleine das Vorhandensein der neoliberalen FDP an wichtigen 
Schaltstellen der Regierung und die Tatsache, dass die SPD 
in den letzten 23 Jahren 19 Jahre an der Regierung war, sollte 
das Gerede vom Aufbruch oder dem frischen Wind lächerlich 
machen. 

Fangen wir mit den augen-
scheinlich guten Dingen an, die 
die Regierung beschlossen hat. 

Lang ist die Liste sowieso nicht. Der Mindestlohn wird ab Ok-
tober auf 12 € angehoben und die Lohngrenze für steuerfreie 
Minijobs von 450 € auf 520 € angehoben. Die Inlation wird 
diese kleinen Errungenschaften jedoch leider bald wieder 
zur Nichte machen und leider führt die höhere Lohngrenze 

bei Minijobs eher zu Vorteilen für Unternehmer_Innen: Denn 
diese müssen jetzt faktisch noch weniger Geld in die Renten- 
und Sozialkassen einzahlen, was zuletzt das Risiko für (Al-
ters-)Armut bei Arbeiter_Innen verschärft. Außerdem würde 
eine wirklich soziale Arbeitspolitik diese Art der Minijobs 
begrenzen, statt diese weiter attraktiv zu machen.

Das „Entlastungspaket“ soll höhere Energiepreise teilweise 
ausgleichen. Es beinhaltet eine höhere Pendlerpauschale (die 
FDP lässt grüßen), eine Einmalzahlung von 135 € für Wohn-
geldempfänger_Innen und den Wegfall der EEG-Umlagen 
(Endverbraucher_Innen zahlen hier für die Förderung nach-
haltiger Energien). Dies als Tropfen auf dem heißen Stein zu 
beschreiben, wäre sogar noch übertrieben. Die Energiepreise 
steigen weiterhin massiv, was gerade Menschen geringeren 
Einkommens zu spüren bekommen.

Vernünftig klingende Forderungen, 
wie die Legalisierung von Canna-
bis wurden bisher nicht angepackt. 

Grund dafür: Man wolle sich zunächst um die Corona-Krise 
kümmern. Wer allerdings glaubt, dass endlich der privati-
sierte und kaputtgesparte Gesundheitssektor in Ordnung ge-
bracht wird, wird enttäuscht. Die Regierung setzt einfach nur 
den Kurs der schwarz-roten Koalition fort. Das bedeutet eine 
Herdenimmunität durch Impfungen und Infektionen. 200 
Tote pro Tag im Wochendurchschnitt sind schon längst nicht 
mehr der Rede wert. Eine Impfplicht, die vielleicht nicht das 
beste Mittel ist, aber doch viele Leben retten kann, wird wohl 
nicht mehr verabschiedet werden. Zwar gibt es noch eine 
Maskenplicht und die Plicht, getestet zu sein, z.B. in Restau-
rants oder Kinos, doch auch diese Maßnahmen sollen noch 

Die ersten 100 Tage 
der neuen Regierung:

Top oder Flop ?

Welche Fortschritte 
wurden erzielt?

Und was ist mit 
Corona?
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im März fallen. Die Schließungen von Schulen oder Betrieben 
(Freizeitenrichtungen teilweise ausgenommen) sind mitt-
lerweile ein politisches No-Go. Die Regierung gibt vor den 
Verschwörungsspinner_Innen auf der Straße und den Bossen 
des Kapitals klein bei.

Spätestens seit dem Einmarsch 
Russlands in die Ukraine steht die 

Ampel in Deutschland auf Krieg. Der bisher prägendste 
Schritt der Regierung ist nämlich die forcierte Aufrüstung. 
Deutschland soll einmalig zusätzlich 100 Mrd. € (!) für 
Rüstungsprojekte ausgeben und dann die Militärausgaben 
auf jährlich 2 % des BIP erhöhen. Das bedeutet eine Steige-
rung der Rüstungsausgaben um über 30 % und erhöht den 
Militäretat auf knapp 70 Mrd. €. Diese unglaubliche Zahl wir 
nur von den USA und China übertroffen und liegt auch weit 
über den Rüstungsausgaben Russlands (55 Mrd. €). Übrigens 
wurden auch schon Waffen in die Ukraine (ein Kriegsgebiet) 
geschickt, was die Regierung bisher abgelehnt hat.

Wenn es um Aufrüstung und Krieg geht, macht die Regie-
rung schnell Milliarden frei. Wenn jedoch unsere Schulen ma-
rode & ohne Hygienekonzepte sind, unsere Großeltern an Al-
tersarmut leiden oder Bekannte im Krankenhaus nicht richtig 
behandelt werden, heißt es dagegen, es wäre kein Geld da. 
An Heuchelei und Militarismus übertrifft das neue Kabinett 
die alte Regierung also schon. Mit dem alten Finanzminister 
Scholz als Kanzler ist das aber auch nicht verwunderlich. 

Die Aufrüstung des deutschen Imperialismus auf unsere 
Kosten ist also in vollem Gange. Kaum erwähnt wird auch, 
dass die Regierung mit den Stimmen der CDU beschlossen 
hat, den Militäreinsatz im Irak fortzusetzen. Gleiches gilt für 
die UN-Mission im Südsudan und die anti-Flüchtlingsmis-
sion „Sea-Guardian“ im Mittelmeer. Zwar freut es, dass der 
Militäreinsatz in Mali im Mai nicht verlängert werden soll, 
allerdings ist dieser genau wie der Afghanistan-Krieg offen-
sichtlich gescheitert und soll zudem Mittel für den Konlikt 
mit Russland freimachen. Die Stationierung von 350 weiteren 
Soldat_Innen (insgesamt dann 850) in Litauen steht auch in 
diesem Zeichen und wurde sogar schon vor dem Ukrainek-
rieg beschlossen. 

Zudem sollen weitere Aufklärungsdrohnen aus Israel 
angeschafft werden. Apropos Israel: Natürlich hat die neue 
Regierung auch eine bedingungslose Unterstützung des 
israelischen Apartheitsstaates im Gepäck. Das machte z.B. Sc-
holz klar, als er Anfang März Israel besuchte. Ein Besuch der 
besetzen palästinensischen Gebiete oder auch nur lauwarme 
Worte für den abgestorbenen Friedensprozesses hielt er 
unterdessen nicht für notwendig. 

Unter anderem wegen den 
Spannungen mit Russland 
geht es auch in Punkto 

Klimaschutz nicht voran. Die Nord Stream II Pipeline, die 
russisches Gas nach Deutschland bringen soll, wird, obwohl 
fertiggestellt, nicht ans Netz gehen. Stattdessen wird nun 
weiteres Geld aufgewendet, um Gas-Terminals zu bauen, um 
z.B. US-amerikanisches Frackinggas in unsere Heizungen zu 
bekommen. Auch der Ausstieg aus der Kohlverstromung 2030 
ist nun ofiziell vom Tisch. Imperialistisches Säbelrasseln ist 
also auch dieser Regierung wichtiger als unsere Umwelt.

Lang ist zudem die Liste von Vorhaben, 
die trotz relativ einfacher Umsetzung bisher 

nicht angegangen wurden. So z.B. die Einführung des elter-
nunabhängigen Bafögs. Zwar hat das Kabinett endlich die 
Abschaffung des archaisch wirkenden Verbots für Abtreibun-
gen zu „werben“ (§219a), beschlossen, doch das eigentliche 
Problem, nämlich, dass Abtreibungen laut Gesetz verboten 
und nur bis zur 12 Woche straffrei sind, würde natürlich auch 
nach der Abschaffung von §219a bestehen bleiben. Selbst das 
erzkonservative und von einer rechten Regierung regier-

Wir fordern 
dagegen:

te Kolumbien ist da schon deutlich weiter (dort sind es 24 
Wochen). Leider wurde auch bisher die Istanbuler-Konven-
tion gegen Gewalt an Frauen immer noch nicht umgesetzt. 
Das würde z.B. den Bau von tausenden Frauenhausplätzen 
miteinschließen. 

Zudem kommt Kampf gegen Kinderarmut (jedes 5. Kind in 
Deutschland lebt in Armut) nicht voran. Über einen gerade 
in Zeiten von Inlation mickrigen Überbrückungszuschuss 
von 25 € pro Monat wird derweilen heftig diskutiert. Das lässt 
vermuten, dass auch die geplante „Kindergrundsicherung“ 
an der Situation nicht viel ändern wird. Eine satte Erhöhung 
von Hartz-IV und lächendeckende und kostenlose Betreu-
ungsplätze werden leider nicht erwogen.

Wer auch nur irgendwelche Hoff-
nungen in die neue Regierung hatte, 
sieht sich spätestens jetzt der grausa-

men Realität gegenüber. Kein Aufbruch, kein Politikwechsel 
und schon gar kein frischer Wind erwarten uns. Wie wir 
bereits gewarnt haben, bringt die neue Regierung nur eine 
Fortsetzung und sogar Verschärfung der kapitalistischen und 
imperialistischen Politik. 

Blockade und Sabotage der Waffenindustrie 
und Kriegslogistik durch Streiks!

Keine Waffenexporte, wie z.B. an die Ukraine!

Aulösung der imperialistischen Krieg-

sallianz NATO! Für den Aufbau einer 

proletarischen Antikriegsbewegung!

Keine Aufrüstung,  

sondern Abrüstung! 

Offene Grenzen & Staatsbürger_Innenrechte 

für alle Menschen!

Mehr Frauenhausplätze und eine militante Bewegung 

gegen Sexismus!

Für die Legalisierung 

aller Drogen & frei zu-

gängliche Aufklärungs-

angebote!

Für eine Rekommuna-lisierung des Ge-sundheitswesens und eine Abschaffung der Fallpauschalen!

Mehr Hartz IV und Sozialwohnungen!

Die Kriegsampel

Grün ist die Regierung, 
aber nicht ihre Politik

Was fehlt?

Widerstand ist  
notwendig!
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von Marvin Schutt

Die imperialistischen Mächte verfolgen verschiedenste 
Interessen im Ukraine-Krieg. Die Schaffung einer unabhängi-
gen Ukraine gehört leider nicht dazu. Das muss die internati-
onale Arbeiter_innenbewegung schon selbst machen.

Seit nun mehr über einem Monat wütet ein blutiger Krieg 
in der Ukraine. Jeden Tag erreichen uns neue Schreckens-
meldungen über bombardierte Zivilist_innen und geschei-
terte Evakuierungsversuche. Hunderttausende Ukrainer_in-
nen mussten ihr Zuhause verlassen und beinden sich auf der 
Flucht. Putins ofizieller Vorwand, warum er am 24.Februar 
seine Panzer über die ukrainische Grenze rollen ließ, war 
es, die Ukraine „entnaziizieren“ zu wollen. Dabei verpackte 
er seine eigenen imperialistischen Expansionsinteressen als 
antifaschistische Mission. Tatsache ist, dass die Regierung 
des ukrainischen Präsidenten Selenskyj nicht zimperlich ist, 
wenn es darum geht, mit Faschist_innen zusammenzuar-
beiten. So wurde das rechtsradikale Asow-Bataillon in die 
ukrainischen Streitkräfte aufgenommen, wurden ehemalige 
Nazi-Kollaborateure rehabilitiert und zu regelrechten „Volks-
helden“ stilisiert. Linke Oppositionsparteien wurden im Zuge 
des Krieges verboten. Truppen, die systematisch Sinti_zze 
und Rom_nja überfallen, wurden von Präsident Selenskyj 
per Ordensverleihung zu „Helden der Ukraine“ gekürt. Doch 
das Schicksal von Sinti_zze und Rom_nja in der Ukraine ist 
den Putin-Trollen relativ egal, solange sie damit ihren Krieg 
rechtfertigen können. Zumal sich Putin als queerfeindlicher 
Autokrat selbst nicht zu schade ist, faschistische Söldner_in-
nen für seine militärischen Ziele einzuspannen und die extre-
me Rechte international zu unterstützen. Faschist_innen auf 
der ganzen Welt sind sich deshalb aktuell auch nicht so ganz 
einig, auf wessen Seite sie in diesem Krieg eigentlich stehen 
sollen, beide scheinen ihnen ganz sympathisch zu sein.

Doch, wenn es Putin nicht 
um „Entnaziizierung“ geht, 
warum führt er diesen Krieg? 
Diese Frage beschäftigt natür-
lich nicht nur uns. Die gesamte 

Bandbreite von bürgerlichen Zeitungen, Nachrichtensen-
dungen, Think-Tanks und Parteizentralen hat sie lang und 
breit diskutiert, und alle sind sich einig: Putin ist ein verrück-
ter Diktator, der den Rachen nicht voll genug bekommen 
kann. Auch wenn da sicherlich etwas Wahres dran ist, hilft 
uns diese verkürzte Sichtweise nicht, den Krieg zu verstehen, 
um ihn bekämpfen zu können, sondern allenfalls der NATO, 
sich als der überlegene Garant von Frieden, Freiheit und 
Menschenrechten darzustellen. Vielmehr ist es wichtig, zu 
verstehen, dass es sich bei diesem Krieg um eine militärische 
Auseinandersetzung zwischen imperialistischen Mächten 
handelt, nämlich dem russischen Imperialismus auf der 
einen Seite und dem US-amerikanischen und europäischem 
Imperialismus in Form der NATO auf der anderen Seite. Das 
Schicksal der Ukraine interessiert dabei eigentlich keine von 
beiden Seiten. Auf ihrem Rücken wird der Konlikt lediglich 

ausgetragen. Für Russland war die Ukraine seit jeher ledig-
lich ein günstiger Rohstoflieferant, dem jede eigenständige 
nationale Identität abgesprochen wird. Doch auch dem Wes-
ten geht es nicht um die Verteidigung der Unabhängigkeit 
der Ukraine. Im Gegenteil soll die Ukraine möglichst abhän-
gig von westlichen Krediten sein, um weitere Geldlüsse an 
die Durchsetzung von günstigen Investitionsbedingungen für 
westliche Konzerne zu knüpfen. Diese Perspektive verkörpert 
die pro-westlich-neoliberale Ausrichtung der Selenskyj-Re-
gierung. Unter dieser Regierung kämpft die Ukraine also 
nicht gegen die russische Invasion für ihre Unabhängigkeit. 
Vielmehr kämpft sie dank massiver Militärhilfen aus Europa 
und den USA dafür, verlängerte Werkbank, Getreideliefe-
rant und Absatzmarkt des Westens sein zu dürfen. Deshalb 
sprechen wir beim Ukraine-Krieg von einer Konfrontation 
zwischen imperialistischen Blöcken.

Der russische Imperialis-
mus beindet sich schon seit 
Jahrzehnten in wirtschaft-
licher Hinsicht auf dem ab-
steigenden Ast. Um dennoch 
auf der Weltbühne mitreden 

zu können, setzt Putin die militärische Stärke Russlands ein, 
um wenigstens die ehemaligen Verbündeten weiter unter 
seinem Einluss zu behalten. Diese Strategie wurde in den 
letzten Jahren zunehmend aggressiver, wie wir bereits 2014 
in der Ukraine, aber auch in Syrien, Kasachstan, Moldawien 
oder Belarus gesehen haben. Auch für die EU und insbe-
sondere Deutschland ist Osteuropa ein interessanter Raum 
für Kapital- und Warenexport. So wurden sich im Zuge der 
EU-Osterweiterung immer neue Marktterritorien erschlos-
sen, die nun als Produktionsstätten für VW dienen oder mit 
LIDL-Discounterpreisen die lokalen Ökonomien zerstören. Da 
aber gerade in Deutschland einige Teile des Kapitals auch auf 
gute Handelsbeziehungen mit Russland angewiesen sind, galt 
es für die deutschen Regierungen, bei ihrer wirtschaftlichen 
Ausdehnung nach Osten immer behutsam vorzugehen und 
niemanden vor den Kopf zu stoßen. Das lange Zögern der 
Ampel-Regierung im Umgang mit dem Ukraine-Krieg hat dies 
wieder deutlich gemacht. Weniger vorsichtig ist dagegen die 
USA. Dieser waren die europäisch-russischen Beziehungen 
(wie der ehemals geplante Bau der Erdgaspipeline Nord-Stre-
am-2) schon immer ein Dorn im Auge. Die Ukraine-Krise 
bietet Präsident Biden die Möglichkeit, Europa erneut hinter 
der NATO als Einheit des Westens zu vereinen und zu viel Ei-
nigkeit auf der eurasischen Kontinentalplatte (auch mit Blick 
auf Chinas Projekt der Neuen Seidenstraße) zu verhindern.

Die Ukraine ist bereits seit fast 
10 Jahren ein Austragungsort die-
ser Konlikte zwischen den impe-

rialistischen Mächten. Nachdem Russland versuchte, die Uk-
raine wirtschaftlich stärker an sich zu binden, reagierten die 
USA und die EU, indem sie eine auf Rechtsextremist_innen 
und pro-westliche NGOs gestützte Protestbewegung inan-

Vom Kampf der  
Imperialist_innen zum 
Kampf der Klassen!

-Krieg:
Ukraine

Innenimperialistische 
Konlikte auf dem 
Rücken der Ukraine

Die verschiedenen In-
teressen von Russland, 
den USA, Deutschland 
und der EU

Die Vorgeschichte 
des Krieges
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zierten, die sich aufgrund der Wirtschaftskrise schnell zur 
Massenbewegung entwickelte und die ukrainische Regierung 
2013 zu Fall brachte. Die neue Regierung begann schnell, 
Verträge mit der EU und den USA abzuschließen. Hilfsgelder, 
Kredite und Militärhilfen lossen in Massen in die Ukraine, 
während im Gegenzug für westliche Konzerne privatisiert 
wurde. Unterstützt von Putin regte sich Widerstand im Osten 
des Landes, welcher 2014 zur russischen Annexion der Halb-
insel Krim und zur Gründung der sogenannten Donbass-Re-
publiken führte. Russland fühlte sich durch ein ökonomisches 
Vorrücken des Westens in seine traditionellen Einlussgebiete 
und auch militärisch durch immer weiter nach Osten gerich-
tete Truppenverlagerungen der NATO bedroht. In jahrelan-
gen Verhandlungen mit westlichen Politiker_innen wollte 
jedoch niemand von ihnen einen NATO-Beitritt der Ukraine 
ausschließen. Putin wollte mit seiner Invasion also aufzeigen, 
dass er keinen NATO-Beitritt der Ukraine duldet und selbst 
territoriale Ansprüche auf Teile im Osten der Ukraine stellt. 
Den aktuellen Zeitpunkt für seine Invasion sah er als geeig-
net an, da ihm der Westen uneinig und die Abhängigkeit von 
russischem Gas weltweit hoch schien.

Dass der Krieg derart lange 
dauern würde, hat mit Sicherheit 
niemand im russischen Staatsap-

parat aber auch nicht in den Kommandozentralen der NATO 
gedacht. Während Russland die Widerstandskraft des vom 
Westen aufgerüsteten ukrainischen Militärs unterschätzt hat, 
haben EU und USA nicht damit gerechnet, dass die russische 
Wirtschaft sich so lange gegen die Sanktionen behaupten 
kann. So wurde mal wieder deutlich, dass die Wirtschafts-
sanktionen gegen Russland Putin kaum von seinen Kriegs-
plänen abhalten, stattdessen aber die russische Zivilbevöl-
kerung in tiefstes Elend stürzen. So groß und beeindruckend 
die Friedensproteste in vielen europäischen Großstädten 
waren, ihr Ruf nach Sanktionen gegen Russland haben den 
Frieden keinen Schritt nähergebracht. Nun hoffen sie alle auf 
erfolgreiche Friedensverhandlungen zwischen den beteilig-
ten Kriegsparteien. Natürlich ist Reden erst einmal besser 
als Wohngebiete zu bombardieren, aber kein Putin und kein 
Selenskyj wird einen gerechten Frieden am Verhandlungs-
tisch unterschreiben. Friedensabkommen sind immer nur 
zeitweilige Kompromisse zwischen imperialistischen Mäch-
ten, die gerade keine Möglichkeit mehr sehen, anderweitig 
mehr für ihre Interessen rauszuschlagen. Der Konlikt wird 
dabei für einen Moment eingefroren, wobei unklar bleibt, wie 
lange. Welches Friedensabkommen in der Geschichte wurde 
eigentlich nicht irgendwann wieder gebrochen?

Die einzigen, die Interesse 
an einem wirklichen Frieden 
(und nicht an der Sicherung 
von Einlusssphären oder Ab-

satzmärkten) haben, sind die lohnabhängigen Massen in der 
Ukraine und Russland. Sie müssen mit ihren nationalistischen 
Führungen brechen, sich selbstständig in eigenen Kampfor-
ganisationen gegen die reaktionären Truppen verteidigen, 
die Oligarch_innen enteignen und die Waffen nicht gegenei-
nander, sondern gegen das Kapital richten. Wenn die Sol-
dat_innen sich weigern zu schießen, die Eisenbahner_innen 
streiken und keine Truppen transportieren oder die Indust-
riearbeiter_innen die Waffenproduktion bestreiken, kann ein 
Krieg beendet werden. Dabei liegt es auch an uns, hier eine 
Antikriegsbewegung aufzubauen, die sich weder auf die Seite 
der NATO, noch auf die Seite Putins schlägt, sondern sich 
hinter dem Banner der internationalen Arbeiter_innensoli-
darität versammelt.

Hier vor Ort dürfen wir 
den riesigen Friedensdemos 
nicht den Rücken zukehren. 

Dass die Leute gegen den Krieg auf die Straße gehen, ist 
richtig. Es liegt an uns ihnen aufzuzeigen, dass wir nur durch 
die Einnahme einer dritten Position an der Seite der Arbei-
ter_innenklasse gerechten Frieden und eine unabhängige 
Ukraine erkämpfen können. Dabei müssen wir als Antik-
riegsbewegung hierzulande vor allem gegen alle Versuche 
der Regierung kämpfen, den Krieg weiter anzufeuern. Dazu 
gehört auch, sich gegen das milliardenschwere Aufrüstungs-
vorhaben der Bundesregierung zu stellen. Während Bildung 
und Gesundheit kaputtgespart werden, will sich Deutschland 
zukünftig den drittgrößten Rüstungsetat der Welt geben. Olaf 
Scholz oder Annalena Baerbock versuchen uns schon einmal 
auf den Kriegstaumel einzustimmen, indem sie eine militäri-
sche „Zeitenwende für Deutschland“ ankündigen, in der wir 
„für den Frieden frieren“ sollen. Der ukrainischen Bevölke-
rung ist dabei kein Stück geholfen, dafür aber den Interessen 
des deutschen Kapitals, das endlich eine wichtigere Rolle 
auf der Weltbühne spielen möchte, aber aus historischen 
Gründen sich bisher immer zurückhaltend mit dem Militär 
zeigen musste. Die Ukraine-Krise ist den deutschen Politi-
ker_innen ein willkommener Vorwand, die Zeit der militäri-
schen Zurückhaltung Deutschlands für beendet zu erklären. 
Sowohl die Linkspartei als auch die Gewerkschaften halten 
sich mit Kritik dabei traurigerweise stark zurück. Während 
die Linkspartei sich ihre Chancen, irgendwo mitregieren zu 
können, nicht verbauen möchte, haben die Gewerkschaften 
Angst, ihre guten Beziehungen zum deutschen Kapital zu 
gefährden. Damit sollten wir sie nicht durchkommen lassen!

Ein positives Zeichen ist die 
überwältigende Solidarität, mit 

der große Teile der Bevölkerung den ukrainischen Gelüch-
teten zur Seite stehen. Aufopferungsvoll und ehrenamtlich 
werden leere Zimmer zur Verfügung gestellt, Bedarfsgüter 
gespendet und warme Mahlzeiten am Berliner Hauptbahnhof 
verteilt. Die Regierung macht es sich jedoch zu leicht, wenn 
sie diese gesamte Arbeit auf die Bevölkerung ablädt. Durch 
die Enteignung eines durch Corona sowieso leerstehenden 
Luxushotels könnte ganz schnell viel mehr Platz für Gelüch-
tete geschaffen werden, als wir Menschen in unseren Privat-
wohnungen aufnehmen können. Außerdem fragen wir uns, 
warum 100 Milliarden Euro für die Bundeswehr da sind, aber 
nicht für Handtücher.

Einen faden Beigeschmack bekommt 
das Ganze zusätzlich, wenn man sich vor 
Augen führt, warum die hunderttausen-

den Gelüchteten aus Syrien, dem Irak, Afghanistan, Eritrea, 
Iran, Libyen und dem Sudan nicht annähernd so freundli-
chen willkommen geheißen wurden. Im selben Moment, in 
dem ukrainische Gelüchtete mit kostenlosen Zugtickets ins 
Land geholt wurden, beschließt die polnische Regierung 
eine kaum überwindbare Mauer an der Grenze zu Belarus zu 
bauen, um die dort festsitzenden Gelüchteten aus dem Land 
zu halten. POCs sowie Sinti_zze und Rom_nja, die ebenfalls 
aus der Ukraine liehen wollten, wurden an der Grenze abge-
wiesen. In Berlin wurden Gelüchtete aus ihren Unterkünften 
geschmissen, Familien getrennt, um Platz für ukrainische 
Gelüchtete zu schaffen. Ein CBS-Journalist brachte den 
rassistischen Hintergrund dieses Missstands auf den Punkt, 
als er begeistert sagte, die Gelüchteten aus der Ukraine seien 
„Menschen aus der Mittelschicht, die aussehen wie wir“. Es 
ist interessant zu beobachten, zu welchem einem mensch-
lichen Umgang mit Gelüchteten diese Regierung fähig ist, 
wenn die Gelüchteten nur in die geopolitische Ausrichtung 
der Außenpolitik passen. Diese Ungleichbehandlung müssen 
wir anprangern und sichere Fluchtwege, offene Grenzen, 
dezentrale Unterbringung und Staatsbürgerrechte für ALLE 
Menschen, die vor Krieg, Hunger, Verfolgung, Ausbeutung 
oder Naturkatastrophen liehen müssen, einfordern!

Frieden am  
Verhandlungstisch?

Für eine unabhängige 
Position der  
Arbeiter_innenklasse!

Gegen die Aufrüstung-
spläne des deutschen 
Kapitals!

Willkommenskultur

Kein Mensch  
ist illegal!
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von Dilara Lorin

Aktuell häufen sich die Ereignisse um den Krieg sowie 
dessen direkten und indirekten Folgen auf unser Leben. So 
werden in einigen Städten Deutschlands die Erdgasreserven 
aufgebraucht, in den Supermärkten indet man kaum planz-
liches Öl und von den Aufrüstungs- und Kriegsfantasien der 
imperialistischen Staaten braucht man gar nicht erst anfan-
gen. Und auch wenn der letzte globale Klimastreik am 25.03. 
stattfand, ist die Frage der Umweltzerstörung eine immer 
weiter in die Ferne rückende. Wir können schnell erkennen, 
welche Interessen wichtiger sind im Kampf gegen die Um-
weltzerstörung und wie viel wichtiger Kriegsproite zählen. 
Selbst die Ampelkoalition, die sich als umweltfreundliche Re-
gierung tarnt, schmeißt den Ausstieg der Kohleverstromung 
bis 2030 nun ofiziell vom Tisch zugunsten der Aufrüstung. 
Der Krieg wird zum Anlass genommen, die Militärausgaben 
um weitere 100 Milliarden Euro zu erhöhen. Dabei überstei-
gen jetzt schon die globalen Militärausgaben die Ausgaben 
für den Klima- und Umweltschutz erheblich. 

Es ist anzumerken, dass in 
der Geschichte erneuerbare 
Energien erst dann einen Auf-
schwung erfahren, wenn die 
imperialistischen Staaten des 

Westens merken, dass sie abhängig sind vom Erdöl und Erd-
gas und nicht wenn es eigentlich wichtig wäre, um gegen die 
Umweltzerstörung anzukämpfen. So verhält es sich aktuell 
mit dem Erdgas aus Russland, welches in Deutschland einen 
erheblichen Anteil am Energie- und Wärmeverbrauch besitzt. 
Mehr als 50% des Gases in den Gaskraftwerken stammt aus 
Russland. Die bislang unaufgelösten Versprechungen einer 
grünen Transformation erhalten nun einen neuen Zweck, 
indem gesagt wird, die Abkehr von russischen Energieträ-
gern diene nicht nur der „nationalen Sicherheit“, sondern 

auch dem 
Klimaschutz. 

Dabei ist dagegen 
plötzlich Öl und Gas aus Nicht-Russ-
land gefragter denn je. Und mit dem 
möglichen Beschluss der EU-Kom-
mission, Erdgas und Atomkraft als 
„grüne“ Technologie einzustufen, ist 
die Debatte um Erdgas noch lange 
nicht vom Tisch. Begründet wird dies 
auch in Deutschland mit dem Argu-
ment, 100% erneuerbare Energien 
gehen nicht von heute auf morgen. 
Der Regierung geht es jedoch über-
haupt nicht darum, wie man auf Öl 
und Gas verzichten kann. Es ist nur 
Fassade, dass dreckiges, blutiges und 
klimaschädliches Diktatorengas aus 

Russland durch grünes Demokratiegas mit Menschenrechts-
siegeln ersetzt wird. Denn die neuen Lieferanten heißen 
unter anderem Katar, Saudi-Arabien oder Vereinigte Arabi-
sche Emirate. Darauf hat der OPEC schon reagiert und die 
Förderquoten erhöht, also anstatt weniger Kohle, Öl und Gas 
abzubauen, führt es zu mehr Abbau dieser fossilen Energie-
träger. Und das russische Gas bzw. Öl bleibt nicht im Boden, 
es indet zu erheblichen Preisnachlässen neue Abnehmer_In-
nen u.a. in Indien und China.  
In Deutschland wurde die (obwohl schon fertige) Nord Stre-
am 2 Pipeline nicht in Betrieb genommen, stattdessen soll 
aufwendig verschifftes Frackinggas aus den USA in unsere 
Heizungssysteme gepumpt werden. Bei dessen Gewinnung 
wird Methan freigesetzt, welches für das Klima 87 Mal schäd-
licher als Kohlendioxid ist. Mit all diesen Entwicklungen ist 
jedes Gerede über das Einhalten des 1,5-Grad Klimaschutz-
ziel zynisch. Vielmehr geht es um die Energieabhängigkeit 
Deutschlands und in keinster Weise um das Verhindern der 
Klimakatastrophe. Man will eigentlich eine neue Handelsre-
alität schaffen, in welcher Russland eine feindliche Militär-
macht ist. 
Gas ist eine Ware, die Proit verspricht, und als Brückentech-
nologie darum vor allem erneuerbare Energien vom Tisch 
schmeißt. Es werden im kapitalistischen System, in welchem 
es nur um die Proitmaximierung geht, keine Investitionen in 
Windparks, Solarkraftwerke oder andere erneuerbare Ener-
gien gesteckt, wenn Gas mehr Proit erzielt.  Zurzeit wird es 
auch zum Instrument der Machtausübung, also zur Waffe im 
Kampf um die Neuaufteilung der Welt – der Rest ist morali-
sche Reinwaschung imperialistischer Machtpolitik.  
Wir erkennen deutlich, von einer tatsächlichen Wende in der 
Energieversorgung ist nichts zu erkenne. Der Krieg dient also 
als Vorwand dafür, konkrete Maßnahmen für den Klima-
schutz zu blockieren, und wird gleichzeitig als Gelegenheit 
dargestellt, endlich mit dem Klimaschutz anzufangen. Was 
aber Krieg in Wahrheit mit den menschlichen Lebensgrund-

verschärft 

die Klimakrise !

Der 
Krieg

Ist Russlands Erdgas 
plötzlich nicht mehr 
demokratisch genug?
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lagen in Verbindung bringt, ist nicht deren Rettung, sondern 
Vernichtung! Und das Klima ist nur eine der Bedrohungen 
der Lebensgrundlage.

Kriege dienen im Kapitalismus 
dazu, dass imperialistische Staaten 
ihre Macht weiter ausbauen kön-
nen, Interessen der Kapitalist:in-

nen zu verteidigen, Ressourcen sowie Land aufzuteilen und 
der Vernichtung der Überproduktion durch Zerstörung der 
feindlichen Wirtschaft. Die Kriege sowie die drohende Klima-
katastrophe sind dabei nur einige Facetten eines kaputten 
und krisenhaften Systems; nur eine, der von Menschen ent-
fesselten Gewalten gegen Menschen. Auch haben Kriege, Auf-
rüstung und Militarismus einen der größten Anteile an der 
Umweltzerstörung. Einerseits entstehen bei der Produktion 
von Waffen, Fahrzeugen, Jets, Schiffen und Raketen enor-
me Treibhausgase. Militärvehikel und Flugzeuge schlucken 
riesige Mengen an Treibstoff in Übung und Einsatz. Alleine 
das US- Militär emittierte mehr als Länder, wie Schweiz und 
Dänemark und die Ausgaben der US-Regierung im Irakkrieg 
hätten ausgereicht, um ein Viertel der Energieproduktion der 
USA durch Windkraft zu ersetzen. Der Krieg in Afghanistan 
hätte das dann auf drei Viertel erhöhen können!  Anderer-
seits werden durch militärische Aktivitäten die Lebensgrund-
lagen der Menschen zerstört (Boden, Luft, Grundwasser, 
Natur,…), auf dessen Rücken diese Kriege ausgetragen 
werden. Dabei wird oft die Natur mit Absicht zerstört so wie 
die USA in Vietnam, welches durch die bewusste Nutzung 
vom Entlaubungsgift „Agent Orange“ nach Schätzungen 14 
bis 44 Prozents seiner Wälder verlor. An den Spätfolgen des 
Giftes leiden heute noch etwa eine Millionen Menschen. Auch 
werden regelmäßig bei militärischen Auseinandersetzungen 
Wälder verbrannt oder abgerodet, um ein besseres Sicht-
feld zu erhalten, so wie im Konlikt zwischen Armenien und 
Aserbeijan oder dem türkischen Regime gegen die kurdische 
Guerilla.  
Die aktuellen Auswirkungen des Ukraine Krieges auf das 
globale Nahrungsmittelsystem werden rund um den Globus 
zu spüren sein und treffen dann vor allem die Ärmsten und 
Arbeiter_Innen weltweit.

Waffenlieferung, mehr Aufrüstung oder 
Sanktionen, wie es die Ampelregierung 
und auch große Teile der Umweltbewe-
gung fordern, sind nicht die Lösung und 

nicht der Weg, um gegen die Auswüchse des kapitalistischen 
Systems zu kämpfen. Umweltzerstörung, Krieg, Ausbeutung, 
Vertreibung sind nicht unterschiedliche und ohne Verbin-
dung zufällig auftretende Erscheinungen, sondern sind Teil 
dieses Systems, tief miteinander verlochten und gegenseitig 
bedingt. Im Krieg müssen Revolutionär:innen in imperialisti-
schen Ländern gegen die eigenen Regierungen kämpfen und 
sich nicht nur solidarisch mit den Antikriegsbewegungen der 
anderen Ländern zeigen, sondern gemeinsam international 
organisieren. Klima-Aktivismus muss auch eine antikapita-
listische und damit auch letztlich eine Antikriegsbewegung 
darstellen. Aktionen des zivilen Ungehorsams dürfen nicht 
nur gegen Kohlegruben und Abholzung stattinden, sondern 
müssen auch Rüstungsirmen und Militärtransporte betref-
fen, so wie es die Arbeiter:innen in Griechenland, Italien 
und Belarus uns vormachen, in dem sie Waffenlieferungen 
boykottieren. Ende Gelände hat dabei Ende März schon einen 
Anfang gemacht. Wir müssen Perspektiven aufwerfen für die 
Arbeiter:innen in diesen Betreiben, denn letztendlich sind 
sie es, die mit Streiks das Rad zum Stehen bringen können. 
Schlussendlich müssen wir uns organisieren und eine Antik-
riegsbewegung aufbauen, die all diese Kämpfe verbindet.

Wie verstärken 
Kriege selbst die 
Klimakrise?

Was können 
wir tun?
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von Jona Everdeen 

Wer von Konsumboykott spricht meint in den aller meisten 
Fällen den bewussten Verzicht einer Masse auf bestimmte 
Produkte, um damit Missstände in der Produktion zu behe-
ben oder zumindest anzugreifen.

Das wohl geläuigste Beispiel für Konsumboykott kommt 
aus der Tierrechtsbewegung, deren wichtigste Kampfform 
es ist, Menschen davon zu überzeugen, dass der Konsum 
von tierischen Produkten moralisch verwerlich ist und man 
daher, um das Leid in der Massentierhaltung zu bekämpfen, 
aufhören sollte, Fleisch, Milch und Eier zu essen.

Die Logik hinter diesem Aufruf ist relativ simpel: Der eigene 
Kassenbon sei eine Art Stimmzettel in der „Angebot-Nachfra-
ge“-Ordnung des Marktes, die als Marktdemokratie angese-
hen wird, in der die Konsument_Innen bestimmen, was pro-
duziert wird. Die Idee ist, dass der bewusste Verzicht aller auf 
tierische Produkte dazu führt, dass keine tierischen Produkte 
mehr produziert werden und das Tierleid in der Massen-
tierhaltung somit verschwindet. Doch was ist dran an dieser 
Idee? Taugt sie als Massenkampfmittel und wenn ja, auch für 
andere Kämpfe, wie zum Beispiel die Klimabewegung, deren 
Grünen-naher Flügel auf ähnliche Mittel zur Bewältigung der 
Klimakrise setzt? 

„Die Nachfrage bestimmt das 
Angebot!“ ist ein Argument, dass vor 
allem von Liberalen genutzt wird, 
wenn sie von der Überlegenheit der 
Marktwirtschaft schwadronieren und 

die „Marktdemokratie“ als Gegensatz zur „diktatorischen“ 
Planwirtschaft darstellen. Es ist somit ein Grundpfeiler der 
neoliberalen Ideologie. Als Marxist_Innen haben wir eine 
andere Einschätzung der Rolle von Angebot und Nachfrage. 
Die Produktion liegt zeitlich wie logisch vor der Konsumtion, 
denn zuerst wird produziert und dann konsumiert plus um zu 
konsumieren, muss produziert werden. Was produziert wird, 
obliegt der Willkür der kapitalistischen Marktteilnehmer_In-
nen, welche auf Basis der größtmöglichen Proiterwartung 

produzieren. Dabei besteht deinitiv ein Zusammenhang zur 
Nachfrage, denn Produkte, die keinen realen Nutzen haben 
und die somit niemand kaufen würde, werden nicht herge-
stellt. Jedoch gibt es hier zwei Einschränkungen.

Einerseits dass Nachfrage mit diversen Tricks künstlich 
erzeugt werden kann, sei es durch Werbung, die suggeriert, 
man würde bestimmte Produkte unbedingt zum Leben be-
nötigen, durch Sonderangebot, indem günstigere Preise die 
schwindende Nachfrage ausgleichen, oder auch ganz einfach 
durch staatliche Regulierung. Ein gutes Beispiel für letzteres 
ist der Beschluss, den die Milchlobby im Europaparlament 
erst kürzlich durchsetzte und nach dem planzliche Milch nun 
nicht mehr als „Milch“ bezeichnet werden darf. Ziel dieses 
Manövers dürfte sein, die Nachfrage für Milch weiterhin in 
erster Linie auf tierische zu lenken und damit die ökologi-
schere, gesündere und auch in ihrer Produktion günstigere 
planzliche Milch aktiv zu sabotieren.

Andererseits lässt das Bild, das Liberale darstellen, völlig 
außer Acht, dass es einen gigantischen Unterschied in der 
Kaufkraft verschiedener gesellschaftlicher Schichten gibt 
und die Produktion selbstverständlich nur auf kaufkräftige 
Nachfrage reagiert. In einer Klassengesellschaft, in der die 
reichsten 1% eine höhere Kaufkraft haben als die ärmere 
Hälfte, besteht also das Problem, dass die „Marktdemokra-
tie“, selbst wenn man von einer entscheidenden Bestimmung 
des Angebots durch die Nachfrage ausgeht, einem massiv 
ungleichen „Zensuswahlrecht“ unterliegt und ein Multi-Mil-
lionär im Vergleich zu einer Arbeiterin tausendmal mehr 
„Wahlzettel“ besitzt.

Der Konsumboykott setzt nämlich 
genau dort an, wo der Einluss der 
fortschrittlichen Klasse, des Proletari-
ats, am geringsten ist: am Geldbeutel. 

Das Proletariat als Klasse kann deswegen nicht das handeln-
de Subjekt für den Konsumboykott sein, zumindest nicht 
explizit. Der Logik des Konsumboykotts entsprechend wird 
nicht zwischen Klassen unterschieden, im Gegenteil, denn 
alle Menschen konsumieren ja mehr oder weniger und es 
wird suggeriert, jede_R hätte das gleiche Interesse, unab-
hängig der Klassenzugehörigkeit. Alle Menschen hätten eine 

– Was bringt der 
Konsumboykott?

Der

Kassenbon

Wahlzettel

als

Das fehlende 
Gleichgewicht 
des Marktes Und alle  

machen mit?
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(moralisches) Interesse am Ende des Tierleids, alle Menschen 
hätten ein (objektives) Interesse an der Erhaltung des Plane-
ten und alle Menschen hätten ein Interesse an einem Ende 
der Ausbeutung von Menschen im globalen Süden.

Es wird jedoch ausgeblendet, dass eben nicht alle Men-
schen das gleiche Interesse haben, dass es eine herrschende 
Klasse gibt, die von der Ausbeutung der Menschen im globa-
len Süden aktiv proitiert, die unter der Klimakrise deutlich 
weniger zu leiden haben wird als das Proletariat und nach 
deren Logik Tiere eben nur eine Ressource, ein Mittel zur 
Proitmaximierung, sind, wie Baumwolle, Seltene Erden oder 
menschliche Arbeitskraft auch. Und diese herrschende Klas-
se, in deren Privatbesitz sich nicht nur die Produktionsmittel 
beinden, sondern deren Mitglieder auch in der angeblichen 
„Marktdemokratie“ per Zensuswahlrecht exorbitant viel 
mehr Stimmen haben als Arbeiter_Innen, wird von Anhän-
ger_Innen des Konsumboykotts genauso als Subjekt betrach-
tet wie die unterdrückte Klasse.

Zwar ist das Ziel des Konsumboykotts meist im Interesse 
der unterdrückten Klasse, aber die unterdrückte Klasse hat, 
was inanzielle Mittel angeht, meist keinen Spielraum, nach 
ihrem Gewissen ethisch zu konsumieren, sondern ist darauf 
angewiesen, das zu nehmen, was der Geldbeutel eben her-
gibt. Wenn das dann Fleisch aus Massentierhaltung ist oder 
T-Shirts, die von anderen, noch ärmeren, Arbeiter_Innen in 
Bangladesch oder Indien hergestellt wurden, inden das die 
meisten Arbeiter_Innen vermutlich moralisch falsch, haben 
aber keine andere Wahl als diese Produkte zu konsumieren, 
wenn sie nicht hungern und frieren wollen, weil sie nicht das 
nötige Geld haben Bioleisch, vegane Ersatzprodukte oder 
Fairtrade-T-Shirts zu kaufen. 

Dabei erweckt der moralistische Aufruf zum Verzicht auf 
die wenigen Annehmlichkeiten, die man sich gerade so leis-
ten kann, eher ein Gefühl von Ohnmacht: „Ich kann nicht und 
selbst, wenn ich könnte, bringt es mir unmittelbar nichts“. 
Das Proletariat vereinzelt sich in einzelne kleine Konsument_
Innen und auch der Befreiungskampf selbst vereinzelt sich, 
denn es kann keinen Konsumboykott gegen den Kapitalismus 
geben, sondern nur gegen dieses oder jenes besonders prob-
lematische Produkt.  

Dementsprechend kann der Konsum-
boykott selbst nur eine Randerscheinung 
bleiben und ist nicht dazu in der Lage, eine 

gesellschaftliche Bewegung zu entzünden. Ein Charakteristi-
kum von wirkungsvollen gesellschaftlichen Bewegungen ist 

immer, dass sie das selbstbewusste Interesse einer kämp-
fenden Masse artikulieren und diese darin bemächtigen. Die 
Vereinzelung und der Moralismus des Konsumboykotts sind 
genau dessen Gegenteil. Selbstverständlich kann der Kon-
sumboykott am Rande einer Bewegung eine gewisse Rolle 
spielen und ist absolut gesehen auch nicht nutzlos, denn 
indirekt kann sich ja die Nachfrage auch auf die Produktion 
auswirken. Man sollte den Opferwillen ehren und auch die 
allermeisten aus unseren Reihen betreiben in irgendeine 
Richtung Konsumboykott, meist der Verzicht auf (bestimmte) 
Tierprodukte. Es ist aber eine vor allem private Angelegen-
heit und auf keinen Fall Grundvoraussetzung für ein fort-
schrittliches Bewusstsein.  

Die legitimen Interessen des Konsumboykotts sollten statt-
dessen in Form von politischen Forderungen artikuliert und 
durch eine Bewegung in Schulen, Unis, Betrieben und auf der 
Straße durchgesetzt werden. Eine Bewegung mit dem Ziel, 
dass tierisches Fleisch in naher Zukunft vollständig durch 
Alternativen ersetzt werden, die günstiger, ökologischer und 
frei von Tierleid sind, in Höchstgeschwindigkeit erneuerbare 
Energien, der ÖPNV und CO2-neutrale Industrie ausgebaut 
werden und faire und gute Löhne für alle Arbeiter_Innen 
gezahlt werden.

Letzten Endes haben Arbeiter_Innen nämlich statt dem 
Geldbeutel ein viel effektiveres Mittel, Veränderungen zu 
erzwingen, nämlich ihre Arbeitskraft. Wenn die Arbeiter_In-
nen in der Fleischindustrie diese niederlegen und bessere 
Bedingungen in den Fabriken fordern (und gehören bessere 
Haltungsbedingungen zwangsläuig dazu), werden Tönnies 
und Co. irgendwann einlenken müssen. Wenn die Verkäufer_
Innen in Kleidungsgeschäften sich mit ihren Kolleg_Innen 
in Bangladesch und Indien international zusammenschlie-
ßen und gemeinsam die Arbeit niederlegen, werden H&M 
und Co. keine Wahl haben, als bessere Arbeitsbedingungen 
überall einzuführen. Und wenn schließlich das Proletariat 
die Schnauze voll hat von Ausbeutung, Unterdrückung und 
voranschreitender Verelendung und den Kapitalismus hinfort 
fegt, wird eine neu entstandene sozialistische Planwirtschaft 
in der Lage sein, all unsere legitimen Interessen in der Pro-
duktion nicht durch die scheindemokratische und macht-
lose Konsumtion abzubilden, sondern durch eine wahrhaft 
demokratische Wirtschaft unter direkter Kontrolle der Räte, 
bei der alle Menschen gleichberechtigt und direkt mitent-
scheiden können.

Kampf um  
Kontrolle
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von Flo Schwerdtfeger

Auch wenn der 1. Mai heute nicht mehr der große Streik-
tag ist, der er mal war, hat das Recht, politisch zu streiken 
nicht an Relevanz verloren. Was das bedeutet und wie wir es 
zurück erkämpfen, erfahrt ihr in diesem Artikel: 

Wir haben uns schon in der letzten Ausgabe der Zeitung 
mit dem Thema des politischen Streiks beschäftigt. Damals 
noch in der Verbindung der Streiks des Krankenhausperso-
nals, der Gorillas-Lieferfahrer_Innen und des Bahnpersonals, 
welche alle, relativ zeitgleich Ende letzten Jahres stattfanden. 
Diese Streiks zielten in erster Linie auf die Verbesserung der 
Arbeitsbedingungen ab, wie z.B. bessere Bezahlung, unter 
anderem um sich an die Inlation anzupassen. Darüber hin-
aus ging es aber auch um Forderungen, die nicht nur von den 
Arbeitgeber_Innen umgesetzt werden können. Im Falle des 
Krankenhauspersonals ging es auch um die Schaffung neuer 
Arbeitsplätze, um langfristig Entlastung in der angespannten 
Lage im Plegesektor zu schaffen. Die Gorillas-Fahrer_Innen 
sprachen sich ihrerseits für mehr Arbeitsschutz aus, um nicht 
mit schlechter Technik bei schlechtem Wetter ihr Leben ris-
kieren zu müssen. Diese Forderungen können zwar von den 
Arbeitgeber_Innen erfüllt werden jedoch nur wenn diese das 
auch wollen, und niemand kann sie so einfach dazu zwingen, 
deswegen wäre es besser eine politische Verankerung, die 
Arbeitsschutz oder ausreichendes Personal zur Plicht macht, 
zu erkämpfen.

Wenn wir nun den Blick in die Gegenwart richten, wird der 
politische Streik immer wichtiger. Er könnte der einzige wir-
kungsvolle Weg sein, den Krieg Russlands gegen die Ukraine 

zu beenden. Er kann aber auch die Lösung sein, wie wir es 
schaffen, die Klimabewegung zum Sieg zu führen.

Wenn von einem Streik geredet wird, wird 
damit meist der Arbeitskampf der Arbei-
ter_Innen eines einzelnen Unternehmens 
gemeint. Bei dieser Aktionsform ist das Ziel, 
durch das Niederlegen der Arbeit bessere 

Arbeitsbedingungen zu erkämpfen, beispielsweise bessere 
Gehälter, Arbeitsschutzmaßnahmen und weitere Dinge, die 
zwischen Arbeiter_Innen und Bourgeoisie direkt ausgehan-
delt werden können. Dabei ist das Druckmittel die ausblei-
benden Gewinne des Unternehmens, da nichts produziert 
wird, und somit auch kein Mehrwert generiert werden kann.

Es gibt aber auch, wie bereits erwähnt, den politischen 
Streik. Dieser zielt darauf ab, auch durch das Anhalten der 
Arbeit, Forderungen gegenüber der Regierung umzusetzen 
bzw. diese in ihrem Handeln zu blockieren. In Deutschland 
liegt das größte Beispiel dafür in dem Generalstreik, der 
als Folge auf den Kapp-Putsch geführt wurde. 1920 kam 
es zu einem Putsch-Versuch gegen die Weimarer Republik 
durch reaktionäre Militärs. Dieser wurde mitunter durch die 
streikende Bevölkerung beendet und abgewehrt, indem sich 
Arbeiter_Innen bewaffneten und zwischenzeitlich 300.000 

Mit dem zum

Streik

politischen

Streikrecht !

Was ist ein  
politischer 
Streik?
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von ihnen im Ruhrgebiet in den Streik traten. 
Ziel eines solchen Streiks kann es also sein, die Politik in 

Handlungszwang zu versetzen. Um bei den oben genannten 
Beispielen zu bleiben, kann so z.B. die Arbeiter_Innenklas-
se gemeinsam mit den Soldat_Innen einen Krieg beenden. 
Während die Soldat_Innen den Kampf an der Front nicht 
weiterführen, werden in der Heimat auch keine Güter und 
Waffen mehr für den Krieg produziert. Gemeinsam wird so 
auch enormer Druck auf die Regierung aufgebaut, die ohne 
die Unterstützung der Bevölkerung den Krieg so gut wie gar 
nicht weiterführen könnte.  

In Deutschland ist der politische 
Streik jedoch problematisch, da er 
als illegal gilt. Grund dafür ist, dass 
dadurch ein Erzwingungsstreik ver-
hindert werden soll. Wie der Name 

schon sagt, ist das Ziel der Aktionsform, durch den Streik eine 
politische Forderung der Streikenden zu erzwingen. Daneben 
gibt es aber auch den Demonstrationsstreik. Bei diesem wird 
die Arbeit niedergelegt, um an Demonstrationen teilzuneh-
men, sie durchzuführen und so auf politische Forderungen 
aufmerksam zu machen. Dabei bleibt es aber bei dem De-
monstrationsstreik- es wird nicht versucht, die Forderungen 
durch die Aktionsform umzusetzen.

Grundlage für das Verbot des Erzwingungsstreiks ist die 
Auslegung der parlamentarischen Demokratie. In dieser kann 
der demokratische Wille nur in den verschiedenen Wahlen, 
von Bundestags- bis Kommunalwahlen und den wenigen an-
deren Möglichkeiten wie Petitionen oder Bürgerbeteiligun-
gen kundgetan werden. Daraus folgt auch, dass das Verbot 
des Streiks die „Erpressbarkeit“ des Staates vermeiden soll. 
Ein Streik würde dieses Selbstverständnis brechen und es 
ermöglichen, thematisch und zeitlich direkter auf den Staat 
einzuwirken. Dies ist ein absurdes Argument, wenn man sich 
die massive Korruption/Lobbyismus und damit die direk-
te Einlussnahme der Kapitalist_Innenklasse auf den Staat 
ansieht.

Schaut man auf einige Branchen zeigt sich auch sehr 
schnell, wie schwer ein Streik der Arbeiter_Innen in dieser 
Branchen das gesellschaftliche Leben zum Stehen bringen 
könnte: Die Streiks des Bahnpersonals beweisen das immer 
wieder, aber auch ein Streik der Lehrer_Innen hätte dras-
tische Folgen, man denke nur an die Aufgeschmissenheit 
während der Phasen des Homeschoolings. Und dabei wurden 
die Kinder noch teilweise betreut, das wäre bei einem Streik 
vielleicht nur noch sporadisch möglich.

Und das sind nur einzelne Gruppen, die streiken. Bei einem 
politischen Streik vernetzen sich die Arbeiter_Innen ver-
schiedener Bereiche ja meist für übergeordnete Ziele. So 
können sie im Idealfall auch nicht gegeneinander ausgespielt 
werden, wie es bei jedem Bahnstreik der Fall ist.

Ein anderes Problem welches in dem Zusammenhang 
mit dem politischen und gewerkschaftlichen Streik zusam-
menhängt, ist die Untrennbarkeit beider Formen. Politische 
Streiks wirken sich auch immer auf die Unternehmer aus, es 
gehört schließlich auch zu dieser Aktionsform. Der gewerk-
schaftliche Streik wirkt sich ebenfalls bei langer Laufzeit auf 
die Politik aus, da sie in gewisser Weise immer als Vermittler 
zwischen Proletariat und Bourgeoisie wirken soll (natürlich 
nur soweit die Grundsätze der Herrschaft des Kapitals (ihre 
Besitzverhältnisse) nicht angegriffen werden, und mit dem 
Ziel den Klassenkampf zu mildern), aus den vorig erklärten 
Auswirkungen auf die restliche Gesellschaft.

Es ist ein weiterer Aus-
druck der Arbeiter_In-
nenfeindlichkeit, wie mit 
dem Streikrecht umge-
gangen wird: So wenig 

wie möglich werden Rechte für Arbeiter_Innen eingeräumt. 
Der politische Streik ist verboten und mit der deutschen De-
mokratie nicht vereinbar. Sollte er doch durch die Meinungs-
freiheit gedeckt sein, kann es immer noch zu Problemen 
mit dem Arbeitgeber_Innen kommen. Gewerkschaftliche 
bzw. tariliche Streiks sind nur nach Ablauf der Tarifrunden 
möglich und können so auch von Arbeitgeber_Innen stark 
eingeschränkt werden.

Wir sehen an diesem Beispiel aber auch, wie wenig Einluss 
von uns auf die parlamentarische Demokratie genommen 
werden kann und wie starr sie ist.

Wir müssen also weiterhin für ein politisches Streikrecht 
eintreten, als erste Form uns Gehör in dem derzeitigen Sys-
tem zu verschaffen. Wir müssen langfristig aber auch für die 
Ersetzung der parlamentarischen Demokratie durch die Rä-
tedemokratie eintreten, in der jede Person, dort wo sie lebt, 
arbeitet und lernt organisiert ist und sich politisch einbringt.

Und damit kommen wir auch wieder zu der Überschrift 
zurück: Diese Ziele wird uns die Bourgeoisie nicht schenken, 
wir müssen sie uns selber erkämpfen, eben mit dem politi-
schen Streik!

Für Streiks am 1. Mai gegen die aktuellen po-litischen Fehler, wie Aufrüstung und schlechte Klimapolitik, statt Bier-Trinken und sich selbst feiern (von Gewerkschaften, und Linker, sowie SPD)

Für eine proletarische Antikriegsbewegung, in der 

Arbeiter_Innen, Soldat_Innen & Jugendliche ge-

meinsam gegen die Kriege der Bourgeoisie streiken & 

kämpfen! 

Warum tun wir 
das dann nicht 
einfach?

Politische Selbstbestim-
mung der Arbeiter_Innen 
statt Illegalisierung!

Gegen die Ille-
galisierung 
politischer 
Streiks!
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** *von Gosha Aurora und Felix Ruga  
 
Sprache ist ein facettenreiches, sich stetig veränderndes 
Werkzeug, um uns anderen Personen mittzuteilen und 
ermöglicht so erst die Entwicklung, Übertragung und den 
Austausch von Ideen und Konzepten. Da wir nicht per Gedan-
kenübertragung kommunizieren können, hilft uns die Spra-
che, anderen Menschen unsere abstrakten Ideen und Gefühle 
zugänglich zu machen. Diese Sprache hat sich über lange Zeit 
entwickelt, die Gesellschaft hat die Sprache geformt und die 
Sprache wirkt gleichzeitig auch auf unsere Gesellschaft zu-
rück. Die verwendete Sprache hat Einluss darauf, wie etwas 
auf uns wirkt und uns beeinlusst.

Ein gut untersuchtes Beispiel dafür ist die gendergerechte 
Sprache. Aus zahlreichen Studien geht hervor, dass Personen 
bei Verwendung des generischen Maskulinums (verallgemei-
nernde Benutzung männlicher Formen) auch öfter an männ-
liche Personen denken. So nennen Befragte bei der Frage 
nach „Lieblings-Sängern“ z.B. fast ausschließlich männliche 
Personen. Wird stattdessen z.B. nach „Lieblings-Sänger_In-
nen“ gefragt, so ist der Anteil an genannten Sängerinnen viel 
höher. Diese gendergerechte Sprache sorgt also dafür, dass 
Frauen und andere Identitäten sichtbarer gemacht werden, 
als durch Verwendung des generischen Maskulinums. Diese 
höhere Sichtbarkeit kann Mädchen und Frauen dabei bestär-
ken, sich bestimmte Aufgaben eher zuzutrauen oder Ziele 
zu verfolgen und kann damit in individuellen Lebensläufen 
eine wichtige Rolle spielen und damit auch gesellschaftlich 
wirken. 

Hierfür ist die Betrachtung des 
Verhältnisses von Basis und Überbau 
sehr praktisch und gehört zu den 
marxistischen Basics. Jede Gesell-

schaft muss produzieren, um zu überleben. Produktion 
von notwendigen Gütern ist die Grundlage dessen, warum 
Menschen überhaupt miteinander leben und leben müssen 
und hat deswegen schon immer eine absolute Ausnahmerolle 
in unserem Zusammenleben gespielt. Deswegen bezeichnet 
man die gesellschaftlichen Verhältnisse in der Produktion 

auch als „Basis“. Menschen produzieren aber nicht nur mit-
einander, sondern haben noch unzählige andere Tätigkeiten, 
Institutionen und Ebenen wie Kunst, Kultur, Religion, Wissen-
schaft und (staatliche) Verwaltung. Diese stehen auf die ein 
oder andere Art und Weise in aktivem Bezug zur Basis. Am 
Beispiel der Verwaltung erkennt man auch, dass sie einerseits 
unbedingt notwendig ist, um eine nennenswerte Produktion 
aufrechtzuerhalten, andererseits aber immer den Vorgaben 
der Produktion gehorcht. Die Produktion gibt die Rahmen-
bedingungen und gesellschaftlichen Bedürfnisse vor, weil sie 
eben das notwendige im menschlichen Zusammenleben ist. 
Und so ähnlich ist es auch mit der Sprache: Sprache oder das 
Sprechen selbst ist nicht lebensnotwendige Produktion. Es ist 
aber absolut notwendig zum Planen, Entwerfen und Abspre-
chen im Arbeitsprozess und je ausgefeilter und produktiver 
der Mensch arbeitet, desto mehr Zeit hat er auch, komplexe 
Dinge zu besprechen. Und je komplexer die Produktion, 
desto komplexer ist die Arbeitsteilung und damit auch die 
Gesellschaft. Und eine komplexere Gesellschaft braucht eine 
komplexere Sprache, um beschrieben zu werden und zu 
funktionieren. Sprache und Produktion befruchten sich also 
gegenseitig, die Produktion nimmt aber dabei die Grundlage 
ein. Es ist der ursprüngliche Zweck. 

Daraus kann man schon mal ziehen, dass zwar durch die 
Sprache die Art und Weise verändert werden kann, wie wir 
die Welt betrachten und welchen Blick wir auf soziale Ver-
hältnisse haben, jedoch entstehen Begriffe nicht im luftleeren 
Raum, sondern sie müssen auch einen Bezug zur tatsäch-
lichen Umgebung haben, damit sie überhaupt entstehen 
und verständlich sind. Außerdem können dadurch mate-
rielle Mauern nicht unmittelbar „wegdeiniert“ werden. Es 
macht also für die Menschen, die an Europas Außengrenzen 
ausharren müssen, keinen Unterschied, ob sie von unseren 
Politiker_Innen nun als „Flüchtende“ oder „Asylanten“ be-
zeichnet werden. Und ob nun jetzt mehr oder weniger Leute 
in der Gesellschaft gendergerechte Sprache benutzen, wird 
den Chef nicht davon abhalten, Frauen durch schlechtere Be-
zahlung überauszubeuten. Die Machtverhältnisse im Betrieb 
oder in der bürgerlichen Familie werden durch eine ver-
änderte Sprechweise nicht fundamental angegriffen. Wenn 

„Sprache formt 
Wirklichkeit!“

– Ist das so?

Doch was sind 
die Grenzen von 
Sprache?
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***

Reaktionäre weiterhin ihre Privilegien ausnutzen wollen, 
wird Sprache daran nichts ändern können.  

Einige Kommunist_Innen 
lehnen einen Kampf um Sprache 
ab, indem sie sagen, dass es ja 
eh nur zum Überbau gehört und 

man etwas an der Basis, an den materiellen Verhältnisse ver-
ändern muss, um zu einer besseren Gesellschaft zu kommen. 
Die Idee ist erstmal nicht verkehrt, denn tatsächlich reicht 
es nicht aus, die Sprache allein zu verändern, denn erst die 
Überwindung aller Unterdrückungsverhältnisse kann unter-
drückerischer Sprache ein Ende bereiten. Aufgrund dessen 
lehnen manche beispielsweise gendergerechte Sprache ab. 
Wir müssen jedoch den Kampf um eine bessere Welt und 
die bewusste Benutzung von Sprache zusammen denken. So 
kann man Sprache als Werkzeug in unserem Kampf sehen. 
Eine respektvolle und inklusive Sprache vermittelt, dass 
ansonsten diskriminierte Menschen bei uns gesehen wer-
den, dass ihr Kampf auch unser Kampf ist. Das Benutzen 
von unterdrückerischer Sprache kann hingegen reaktionäre 
Sichtweisen wecken und Menschen abstoßen. Doch gerade 
die Diskriminierten und Unterdrückten brauchen wir in den 
Bewegungen für materielle Verbesserungen!

Darüber hinaus ist es wichtig, das Kampffeld Sprache 
zu erkennen und in unserem allgemeinen Klassenkampf 
einzubinden. Begriffe können Sichtweisen enthalten und 
transportieren, die einerseits inhaltlich (Terrorist_In vs. 
Freiheitskämpfer_In), als auch durch implizite Wertungen 
(Gelüchtete vs. Asylanten oder Arbeitslose_r vs. Hartz 
4-Empfänger_In) stark verschieden sind. So kann die Wahr-
nehmung von bestimmten Ereignissen und Gruppen durch 
sogenanntes „Framing“ verändert werden. Insbesondere die 
Neue Rechte nimmt dies als ein wichtiges Kampffeld wahr 
(z.B. durch Begriffe wie „Corona-Diktatur“). Hingegen ein 
positives Beispiel aus der jüngeren Zeit ist der Begriff „Kli-
makrise“, der vor Allem durch FFF massiv verbreitet wurde. 
Wenn dieser Begriff in einer Debatte oder einem Artikel auf-
taucht, transportiert er auf der Stelle: „Es gibt ein Problem 
und dieses Problem drängt!“. Die Entstehung eines solchen 
Begriffs ist nicht selbstverständlich: Er muss durch Bewegun-
gen erkämpft werden, damit er in der Gesellschaft benutzt 
wird und ihn auch alle so verstehen, dass er noch fortschritt-
lich ist. Feindliche gesellschaftliche Kräfte werden versuchen, 
ihrerseits konkurrierende Interpretationen oder Begriffe 
zu produzieren. Dadurch gibt es zwischen den Klassen und 
politischen Lagern einen ständigen Kampf um die Sprache, 
die den eigentlichen Kampf in der Gesellschaft abbildet und 
rückwirkend beeinlusst. Wir sollten uns also in kampfkräfti-
gen und hörbaren gesellschaftlichen Bewegungen darum be-
mühen, bestimmte Begriffe zu entwerfen und zu verbreiten, 
um unsere Sichtweisen leichter zugänglich und intuitiver zu 
machen. Gerade in einer Welt, in der ein ganzes Argument in 
einen Tweet mit 280 Zeichen passen muss, ist es gut, wenn in 
einem einzigen Wort schon eine ganze Argumentation steckt.

Aber welche Rolle 
spielt die Sprache in 
unserem Kampf?
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von Leonie Schmidt

Im Januar kam es zu Angriffen von Radikalfeministinnen 
auf die Grünen-Abgeordnete Tessa Ganserer, da sie eine 
trans Frau ist und über die Frauenliste der Grünen in den 
Bundestag einzog. Dieser Shitstorm wurde unter anderem 
angeführt von der EMMA, der Zeitung von Alice Schwarzer. 
Man beschwerte sich darüber, dass es „biologischen Frauen“ 
so schwerer gemacht würde, in die Politik zu kommen, Tessa 
Ganserer wurde ihre Identität abgesprochen und für ihr Aus-
sehen beleidigt. Auch selbsternannte Linke zogen mit. Das 
ist eine Entwicklung, die in den letzten Monaten vor allem 
online immer sichtbarer wird: Radikalfeministinnen greifen 
trans Personen an und versuchen Transfeindlichkeit inner-
halb der Linken wieder salonfähig zu machen. Dieser Artikel 
soll einen Überblick über die theoretischen Grundsätze und 
Fehlanalysen dieser Strömung geben und aufzeigen, warum 
eine revolutionäre marxistische Bewegung sich klar gegen 
diese positionieren muss. 

Der Radikalfeminismus ist 
eine Strömung des bürgerlichen 
Feminismus, welche sich in den 
60er-70er Jahren entwickelte. 
Die Anhängerinnen kamen aus 

der Neuen Linken und der Bürgerrechtsbewegung und kriti-
sierten, dass ihre Unterdrückung auch innerhalb der linken 
Bewegungen, genauso wie in der restlichen Gesellschaft 
anhielt. Somit prägten sie den Slogan „Das Private ist poli-
tisch.“ Anhängerinnen des radikalen Feminismus behaupten, 
dass die Unterdrückung von Frauen die erste und primäre 
Unterdrückung sei (im Gegensatz zur kapitalistischen Aus-
beutung durch Besitzverhältnisse), sie machen ihre erlebte 
persönliche Erfahrung zur Politik. Relevante Themengebiete 
der radikalfeministischen Theorie beziehen sich stark auf den 
weiblichen Körper, bspw. Abtreibung, sexualisierte Gewalt, 
Prostitution, Schönheitsideale. Wenngleich sie Geschlecht-
errollen als das eigentliche Problem anerkennen und sie 
diese abschaffen wollen, haben sie nicht grundsätzlich einen 
revolutionären, antikapitalistischen Ansatz, sondern sind 
viel mehr auf einer sehr individuellen Ebene politisch aktiv. 
Zu Gute halten kann man der Bewegung, dass sie die gesell-
schaftsdurchdringende rape culture in eine breite Öffentlich-
keit getragen hat und dass ihre Forderungen nach Abschaf-
fung der Geschlechterrollen zumindest etwas radikaler sind, 
als für andere bürgerlichen Feminismen üblich.

Doch der Radikalfeminismus hat aus unserer Sicht viele 
Fehlanalysen und Probleme. Der eigentliche Hauptfeind 

laut ihrer Theorie ist der Mann, doch inzwischen greifen sie 
auch immer mehr trans Personen an. Das geht so weit, dass 
RadFems in Großbritannien bspw. trans Personen auf Demos 
angreifen und von diesen verweisen wollen, oder eben wie 
bspw. bei Tessa Ganser, online shitstorms und Hassattacken 
lostreten.  

1. Radikalfeministischer Ma-
terialismus

Wenngleich sie von einem 
materiellen Weltbild ausgehen, 
hat für sie Materialismus eine 

andere Bedeutung als für Marxist_Innen: materialistisch 
bedeutet in ihrem Sinne so etwas wie sichtbar, anfassbar etc., 
während der Materialismus im marxschen Sinne sich auch 
auf den Zusammenhang von unserem Sein und Bewusstsein 
bezieht. So sagen wir, dass das Denken der Menschen, und 
schließlich auch die sexistische Rollenverteilung aus den ma-
teriellen Verhältnissen der Gesellschaft entsteht. Das würden 
RadFems ablehnen, denn ihre Analyse der Frauenunterdrü-
ckung beinhaltet unter anderem essentialistische Ansätze. 

2. Essentialismus und Ursprung der Frauenunterdrückung
Doch was ist Essentialismus? In diesem Kontext bedeutet 

es, dass Dingen eine ihnen tieferliegende Eigenschaft zuge-
schrieben wird, welche immer automatisch vorhanden ist. So 
schreiben Radikalfeministinnen Männern und vor allem ihren 
normativen Genitalien – Penissen – ein innewohnendes 
Bedürfnis nach Unterdrückung „biologischer Frauen“ nach. 
Auch wenn das teilweise abgestritten wird, ist es doch offen-
sichtlich, da sich viele ihrer Kritiken gegen trans Personen 
auf die Existenz „eines Penisses in Frauenräumen“ fokus-
sieren und in der Analyse der Frauenunterdrückung davon 
ausgehen, dass diese auch schon vor Klassengesellschaften 
aufgrund ihrer Biologie unterdrückt wurden. Das ist jedoch 
eine falsche Annahme, denn Körperlichkeiten der binären 
Geschlechter sind ein Mittel der Frauenunterdrückung, je-
doch nicht ihr Grund.

Aus einer marxistischen Sicht gehen wir davon aus, dass 
der Grund für die Frauenunterdrückung im Besitzverhält-
nis der Produktionsmittel liegt und durch das Idealbild der 
bürgerlichen Familie aufrechterhalten wird. Das bedeutet, 
dass die Reproduktion der Ware Arbeitskraft (Erziehung, 
Hausarbeit, Care Arbeit etc.) ins Private gedrängt wird und 
somit für die Kapitalist_Innen kostenlos von Frauen erledigt 
wird. Darauf bauen die Geschlechterrollen auf, die trotz 
der Liberalisierung der bürgerlichen Gesellschaft weiterhin 
aufrechterhalten werden. Daraus erklärt sich auch trans 
Unterdrückung, denn trans Personen können nicht in die 

Was ist eigentlich

Radikal
feminismus?

Aber was ist  
überhaupt 
Radikalfeminismus?

Doch woher kommt 
diese Ablehnung von 
trans Personen?
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herkömmlichen Geschlechterrollen gepresst werden und 
stellen diese damit in Frage. 

3. Geschlechtsidentität, soziales und biologisches Ge-
schlecht 

Radikalfeministinnen leugnen die Existenz einer Ge-
schlechtsidentität und behaupten, das soziale Geschlecht sei 
gleichbedeutend mit Geschlechterrollen. Somit bleibt nur 
das biologische Geschlecht als Basis der Theorie. Wenngleich 
wir ebenfalls die starre Unterteilung von biologischem und 
sozialem Geschlecht ablehnen, welche von Judith Butler 
geprägt wurde, tun wir dies aus anderen Gründen: für uns 
ist das Geschlecht eine multifaktorielle Kategorie, bestehend 
aus verschiedenen Aspekten, die sich gegenseitig bedingen 
aber auch in einem Widerspruch zueinander stehen. Wir 
denken, dass das biologische Geschlecht durchaus existent 
ist, allerdings begreifen wir es als Spektrum zwischen den 
binären Polen (männlich und weiblich). Diese beiden Pole 
werden durch die körperlichen Merkmale, und dem Verhält-
nis von Testosteron und Östrogen, bestimmt. Doch sowohl die 
körperlichen Merkmale, als auch die Geschlechterunterschie-
de durch Hormone entwickelten sich auch mit den Klassen-
gesellschaften. So stieg der Östrogenanteil aller Geschlechter 
beispielsweise, und sank damit der Muskelaufbau, sobald die 
Menschen nicht mehr in der Natur um ihr tägliches Überle-
ben kämpfen mussten. Und auch mit der jahrtausendelang 
anhaltenden Frauenunterdrückung und deren Drängung in 
die Hausarbeit und Kindererziehung sank der Testosteronan-
teil der Frauen, ihre Brüste wuchsen und ihr Muskelaufbau 
ging zurück. Hier entstanden sowohl Geschlechterklischees, 
als auch körperliche Unterlegenheit nicht von Natur, sondern 
aus der Unterdrückung der Klassengesellschaft, an die sich 
die Natur anpasste. So ist das biologische und soziale Ge-
schlecht eng verbunden mit den gesellschaftlich auferlegten 
Geschlechterrollen, aber es gibt außerdem eine Geschlecht-
sidentität, welche aus dem Verhältnis zwischen biologischem 
Geschlecht und sozialem Geschlecht bzw. Geschlechterrollen 
entsteht und durchaus im Widerspruch zu diesen stehen 
kann. Die Geschlechtsidentität existiert also und wird sogar 
durch die Klassengesellschaft, insbesondere dem Kapitalis-
mus bedingt. So schrieb der Wissenschaftler John D’Emilio 
beispielsweise in „Capitalism and Gay Identity“, dass der 
Aufstieg des Kapitalismus die materiellen Grundlagen für 
die Ergründung von Identität liefere. Als sich die Produktion 
immer mehr aus dem häuslichen Kontext in den der Fab-
riken und anderer Arbeitsplätze verlagerte, gewannen die 
Menschen die Möglichkeit, ihr Leben auch außerhalb der 
bürgerlichen Familie zu führen. Vorher konnte man zwar ein 
Mann sein, der Sex mit Männern hatte, aber die politische 
und persönliche Kategorie „schwul“ existierte nicht. Ein 
ähnlicher Prozess ist im Hinblick auf die Geschlechtsidentität 
zu beobachten.

4. Transfeindlichkeit und verschiedene Strömungen des 
Radikalfeminismus

Aus dieser theoretischen Grundlage und ihren Falschan-
nahmen kommen die Radikalfeministinnen zu ihrem Aus-
schluss von trans Personen, da sie ihre Geschlechtsidentität 
als nicht existent erachten und sie somit auch nicht res-
pektieren wollen. Allerdings gibt es auch hier verschiedene 
Grade an Transfeindlichkeit. Manche akzeptieren noch binäre 
trans Personen und verleugnen nur die Existenz nicht-binä-
rer trans Personen (Menschen, die sich keinem der zwei Pole 
männlich oder weiblich zuordnen wollen), da diese angeblich 
die binären Geschlechterrollen für cis Personen verfestigen 
würden, indem sie für sich selbst zusätzliche Rollen schaffen 
und somit die Richtigkeit der binären Geschlechterrollen auf 
cis Personen bestätigen würden. Manche schließen trans 
Männer in ihren Feminismus mit ein, da sie sie weiterhin als 
biologische Frauen sehen, andere grenzen sie aus, mit der 
Begründung, sie wären einfach misogyn und würden deswe-

gen ihren Körper hassen. So oder so: Transfeindlichkeit ist im 
Rahmen des anti-sexistischen Kampfes zu verurteilen. Nicht 
binäre trans Personen und trans Personen ohne körperliche 
Dysphorie sind genauso trans wie binäre trans Personen und 
ebenso in den Befreiungskampf zu inkludieren.

Wie bereits dargestellt, gibt es auch im Radikalfeminismus 
verschiedene Theorien und Ausprägungen. Manche sind 
zutiefst kleinbürgerlich wie bspw. Alice Schwarzer, andere 
extrem radikal (aber immer noch kleinbürgerlich) im Sinne, 
dass sie jegliche sexuelle oder romantische Interaktion mit 
Männern als Kooperation mit dem Unterdrücker (Mann) 
ansehen, wieder andere versuchen sich positiv auf den Mar-
xismus zu beziehen, aber scheitern daran, da sie behaupten, 
Frauen wären eine eigene Klasse und zusätzlich wäre zum 
Klassenkampf ein eigener Geschlechterkampf nötig. Frauen 
sind jedoch keine eigene Klasse, da sie nicht alle den gleichen 
ökonomischen Bedingungen unterliegen und somit auch 
nicht alle die gleichen Klasseninteressen vertreten können. 
Beispielsweise können Frauen der Bourgeoisie zwar von kör-
perlicher Gewalt betroffen sein (und das ist auch zu verur-
teilen), aber durch ihren Status sind sie weniger ökonomisch 
abhängig und können sich bspw. von den Aufgaben der 
Reproduktionsarbeit freikaufen, indem sie Servicepersonal 
einstellen, was Frauen des Proletariats niemals könnten. Das 
gemeinsame Klasseninteresse zur Aufhebung der Frauen- 
und LGTBIA-Unterdrückung ist dafür aber eines, was die 
Arbeiter_Innenklasse hat. Somit kann der Kampf der patri-
archal Unterdrückten nur ein gemeinsamer der Arbeiter_In-
nenklasse sein. Denn erst die sozialistische Revolution wird 
die materiellen Grundlagen dieser Unterdrückungsformen 
und das Patriarchat aulösen können. Somit brauchen wir 
eine massenhafte, multiethnische Bewegung aller Unter-
drückten unter Führung der Arbeiter_Innenklasse.

Zurückdrängung aller Formen der Rollenklischees, Diskri-

minierung und Ausgrenzung in der Jugend und Arbeiter_In-

nenklasse

Gegen die Plicht das eigene 
Geschlecht in ofiziellen 
Dokumenten anzugeben! Für 
den Ausbau an Unisex-Orten 
im öffentlichen Raum, wie 
Toiletten oder Umkleiden!

Gegen eine erzwungene 

Einteilung von Mann und 

Frau. Es gibt Menschen, die 

können oder wollen sich 

nicht klar einem der beiden 

Geschlechter zuordnen.

Für das Recht auf medizinische Geschlechtsangleichung an 
die soziale Geschlechtsidentität – kostenfrei und ohne unnö-
tigen bürokratischen Akt!

Für die Vergesell-

schaftung der Hausar-

beit – kostenlose und 

lächendeckende Kin-

derbetreuung, Wäscher-

eien in Wohnblocks und 

Kantinen in Betrieben, 

Stadtteilen und Dörfern.

Schutzräume und Beratungszen-tren für Betroffene häuslicher und sexistischer Gewalt und familiärer Unterdrückung.

Organisierte Selbstverteidigung von Frauen gegen sexis-

tische und sexualisierte Übergriffe, auch gemeinsam mit 

anderen unterdrückten Gruppen und der Arbeiter_ Innenbe-

wegung. Keine Frau darf der Gefahr von Vergewaltigung und 

Missbrauch ausgeliefert werden.

Gleicher Lohn für gleichwertige Arbeit, kontrolliert durch Ausschüsse der arbeitenden Frauen. Gewerkschaften müssen verstärkt auf die Organisierung von Frauen hinarbeiten und Kampagnen für diese Forderung durchführen

Wir fordern:
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von Felix Ruga

Mit dem Überfall der russischen Armee auf die Ukraine hat 
wirklich kaum jemand gerechnet. Alle dachten, dass Putin 
niemals so „verrückt“ sein könnte, wirklich eine offene Ag-
gression zu starten. Und trotzdem kam sie dann und seitdem 
sind sich alle einig - von der Bildzeitung bis zur Bundesre-
gierung -, dass das die Einzeltat eines Verrückten sei, der zu 
Fall gebracht gehört, dann wird es wieder Frieden in Europa 
geben. Es ist klar, dass Marxist_Innen widersprechen müssen, 
wenn große historische Zusammenhänge mit dem Charakter 
großer Männer erklärt werden, denn wir inden die Ursachen 
im System. Das wurde in dem Fall genauer in unseren ande-
ren Artikeln zum Thema erklärt, aber der jahrelange Konlikt 
in der Ukraine geht zweifelsohne um die Frage, welcher 
Machtblock den größten Einluss in der Ukraine haben soll: 
Russland oder die NATO? Und da stellt sich nun die Frage:

Dass die Welt in Einluss-
sphären eingeteilt wird, ist 
nichts, was erst mit dem 

Kapitalismus entstanden ist. Mit Einlusssphären meint man 
Länder, die wirtschaftlich oder politisch von anderen, stär-
keren Ländern abhängig oder sogar gelenkt sind. Das gab es 
auch schon in vorkapitalistischen Gesellschaften. Im Kapita-
lismus hat dies die Form der Kolonialisierung angenommen, 
bei der die Länder Lateinamerikas, Afrikas und Teilen Asiens 
den Kolonialreichen angeschlossen und dann ausgebeutet 
wurden. Nach dem 2. Weltkrieg ist die Form der Vollkolonien 
verloren gegangen und stattdessen überwiegt jetzt die Halb-
kolonie. „Halbkolonie“, weil sie formal-politisch unabhängig 
ist, aber dennoch durch die wirtschaftliche Abhängigkeit von 
einem oder mehreren Ländern eine Kolonie ist, also auch 
politisch hörig.

Gegen Ende des 19. Jahrhunderts veränderte sich etwas 
Fundamentales im Kolonialsystem und die Arbeiter_Innen-
bewegung entwarf die Imperialismustheorien, um dies zu 
beschreiben. Diese besagt, dass der Kapitalismus seinen ei-
gentlichen Zweck erfüllt hat, die Welt in ein globales System 
zu integrieren, denn dieses System ist nun hergestellt. Die 
gesamte Welt ist mittlerweile in Großmächte und abhängige 
Länder aufgeteilt und diese Abhängigkeit ist immer wichtiger 
geworden, weil das Kapital in den imperialistischen Nationen 
nicht mehr genug Absatz indet und nun auch in die schwä-
cheren Länder anlegt.

Da die imperialistischen Nationalstaaten vor Allem die 
Interessen ihrer nationalen kapitalistischen Klasse vertre-
ten, müssen sie stets bestrebt sein, ein möglichst efizientes 
imperialistisches System aus Halbkolonien aufzubauen, denn 
je efizienter dieses ist, desto größere wirtschaftliche Poten-
tiale hat man. Das bedeutet nicht unbedingt, dass es dabei 
immer ausschließlich darum geht, wirtschaftlich relevante 
Einlusssphären zu behaupten. Bei manchen Ländern geht es 
mehr um „geostrategische“ Gründe, also dass sie militärisch 
gut liegen, eine konkurrierende Macht in der Ausbreitung 
blockieren oder andernfalls eine Gefahr für das eigene impe-
rialistische System darstellen würden.

Oft bedeutet „gute“ imperia-
listische Politik die Ausweitung 
der eigenen Einlusssphäre. Dies 

entspricht im imperialistischen Zeitalter, andere Mächte zu 

verdrängen. Bei Halbkolonien nimmt das meist zunächst die 
Form erhöhter wirtschaftlicher Aktivitäten ein. Mit guten 
Preisen oder günstigen Investitionen möchte man Teile des 
Marktes in der Halbkolonie an sich reißen. Ab einem gewis-
sen Punkt kann man die wachsende wirtschaftliche Abhän-
gigkeit dazu ausnutzen, an die Halbkolonie auch politische 
Forderungen zu stellen. Wenn sich die Halbkolonie nun 
dagegen wehrt können auch ganz schnell Sanktionen oder 
Wirtschaftsblockaden erhoben werden, oder reaktionäre 
Putschbewegungen unterstützt. Oder eine Großmacht geht 
mit dem Brecheisen vor und marschiert direkt ein. 

Dieses Verdrängen der alten Macht ist selbstverständlich 
eine heftige Provokation. Wenn diese unbeantwortet bleibt 
und damit die Eskalation einseitig nicht mitgetragen wird, 
dann bedeutet das auf kurz oder lang, dass die alte Macht 
ihre Position verliert. Dadurch gibt es einen Zwang, in der 
imperialistischen Weltpolitik Eskalationen mitzugehen, denn 
jede Großmacht, die das nicht tut, ist bald keine Großmacht 
mehr. Diese Konlikte werden nur im Extremfall mit unmittel-
barer militärischer Gewalt ausgetragen. Politische Isolation, 
wirtschaftliche Sanktionen oder militärische Drohkulissen 
gehen dem meist voraus und gehören zum gleichen imperi-
alistischen Werkzeugkasten wie der Krieg. Daher auch der 
bekannte Ausspruch „Der Krieg ist eine bloße Fortsetzung 
der Politik mit anderen Mitteln“. Und solange es die imperi-
alistische Konkurrenz gibt, solange wird es auch immer die 
Gefahr von Krieg geben.

Ein wirkungsvoller Widerstand 
gegen den Krieg darf nicht beim 
bloßen Paziismus stehenbleiben. 

Einfach nur gegen Krieg zu sein, reicht leider nicht. Wir 
müssen das System, das den Krieg hervorbringt, überwin-
den. Deswegen benötigt eine Friedensbewegung eine klare 
antiimperialistische Haltung, die sich in innerimperialis-
tischen Konlikten auf keine der beiden Seiten stellt, auch 
wenn die eine Seite aggressiver oder böser wirkt. Wir müssen 
uns gegen das gesamte imperialistische System aufstellen! 
Und dafür nehmen wir eine internationalistische Perspektive 
ein und wollen uns mit den Arbeiter_Innen- und Friedensbe-
wegungen anderer Länder verbünden, wobei jede zunächst 
den eigenen imperialistischen Nationalstaat zum Hauptfeind 
nimmt, um nicht gegeneinander ausgespielt zu werden. 
Allerdings verteidigen wir immer das Selbstbestimmungs-
recht unterdrückter Völker und von Halbkolonien. Wenn wir 
gemeinsam ein neues, sozialistisches Weltsystem erkämpfen, 
dann können wir den Krieg auch endgültig beenden!

Gegen imperialistische 

Aufrüstung und Militärbünd-

nisse wie NATO oder OVKS

Für das Selbstbestimmungsrecht 
aller Völker und unterdrückten 
Halbkolonien

Für den Aufbau einer internationalen Antikriegsbewegung 

gegen den Kapitalismus als Kriegsursache aus Arbeiter_In-

nen und Unterdrückten

Grundlagen des Marxismus:
Warum gibt es immer 
noch Krieg?

Daher  
fordern wir:

Warum gibt es über-
haupt Einlusssphären?

Was machen wir  
dagegen?

Und warum kommt  
es zu Eskalationen?
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der Linkspartei, die allesamt die Wirtschaftssanktionen 
akzeptieren. Das lässt uns mit der Frage zurück: Was müssen 
stattdessen die Grundlagen einer Antikriegsbewegung sein? 
Kernforderungen sind: 

Deutschland und der Westen 
verteidigen nicht das Selbstbe-
stimmungsrecht der Ukraine, 
sondern verfolgen vielmehr 
das Ziel, Russland als impe-
rialistischen Konkurrenten 

auszuschalten und die Ukraine dauerhaft zu ihrer Halbkolo-
nie zu machen. Die Behauptung, dass es den herrschenden 
Klassen Deutschlands oder seiner NATO-Verbündeten um 
einen Kampf zwischen Demokratie und Diktatur, zwischen 
Willkür und Menschenrechten ginge, ist eine Lüge. Sie soll 
nur die Bevölkerung auf Aufrüstung, NATO-Expansion nach 
Osten, Unterstützung der Sanktionen und ggf. ein direktes 
militärisches Eingreifen ideologisch vorbereiten und einstim-
men. Deswegen ist es wichtig, dass wir hierzulande nicht zu 
den deutschen Interessen schweigen, sondern klar sagen:

Dem neuen militärischen 
Kurs und der „Zeitenwende“ 
eines Olaf Scholz sollen wir 
nicht nur zustimmen, son-
dern auch noch dafür zah-
len. Die 100 000 000 000 Euro 

für die Bundeswehr sind dabei nur die Spitze des Eisbergs. Es 
kommen steigende Preise infolge der Sanktionen, die schon 
jetzt beim Einkaufen deutlich zu spüren sind. Folgen können 
Sozialabbau, Kürzungen und Steuererhöhungen sein, um die 
Aufrüstung der Bundeswehr zu inanzieren.

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Keine Proite mit dem Morden: Verstaatlichung der Rüs-

tungsindustrie und Umwandlung in zB. die Produktion von 

Beatmungsgeräten unter Arbeiter_innenkontrolle!

Enteignung des Energiesektors und anderer Preistreiber_innen unter Arbeiter_innenkontrolle! Übernahme gestie-gener Lebenshaltungskosten der Arbeiter_innenklasse, der Rentner_innen, von Erwerbslosen durch Besteuerung des Kapitals!

Die Kosten der Preissteigerung müssen 

die Herrschenden zahlen! Wir wollen 

weder hungern, noch frieren für ihren 

Krieg!

Keinen Cent für die imperialistische Politik, 

für die Bundeswehr! Nein zum 100-Milliar-

den-Programm der Ampel-Koalition!

Nein zu jeder NATO-Intervention! Gegen alle Sanktionen, 

Aufrüstung, NATO-Truppenverlagerungen und Waffen-

lieferungen! Gegen NATO-Ausweitung, sofortiger Austritt 

aus der NATO!

Eine Antikriegsbewegung, 
die diesen Namen verdient, 
muss die Invasion in der 
Ukraine verurteilen, den so-
fortigen Abzug der Truppen 
und die Anerkennung des 
Selbstbestimmungsrechts 
der Ukraine fordern (genau-
so wie von der Ukraine jenes 

der Krim und des Donbass zu verlangen ist). Eine Bewegung, 
die glaubwürdig gegen die Politik der NATO-Mächte kämpfen 
will, darf zum russischen Imperialismus nicht schweigen. 
Gleichzeitig dürfen wir die Kräfte in Russland, die gegen den 
Krieg kämpfen, nicht isolieren, sondern sollten sie unterstüt-
zen.

Sollten die NATO-Länder 
zu einer direkten militä-
rischen Intervention z. B. 
durch die Errichtung von 
Flugverbotszonen schreiten, 
muss die Arbeiter_innen-
klasse unmittelbar gegen 

diese Eskalation mobilisiert werden, um mit einem politi-
schen Streik bis hin zum Generalstreik die gefährliche Katast-
rophe zu verhindern und die Kriegstreiberei zu stoppen! Wie 
sinnvoll solche Aktionen sind, zeigen schon jetzt Arbeiter_in-
nen in Belarus, Italien oder Griechenland, die die Lieferung 
von Waffen verhindert haben, indem sie sich weigerten, diese 
zu liefern. Die Ablehnung jeder Klassenzusammenarbeit, 
jeder Unterstützung der Regierung und ihrer militärischen 
und wirtschaftlichen Interessen ist nicht nur unerlässlich 
im Kampf gegen den „eigenen“ Imperialismus, den Haupt-
feind im eigenen Land. Sie schafft zugleich auch die besten 
Voraussetzungen für den Aufbau einer internationalen 
Antikriegsbewegung – insbesondere auch in Russland und 
in der Ukraine. Wenn sich die Lohnabhängige und wir Ju-
gendlichen in Deutschland und anderen westlichen Ländern 
gegen die eigenen Regierung stellen, untergraben wir auch 
den reaktionären völkisch-nationalistischen großrussischen 
Nationalismus.

Berechtigterweise sollte 
nun die Frage aufkommen, 
wie wir das in die Praxis 

umsetzen. Unsere Aufgabe muss es sein, innerhalb der brei-

Aufnahme aller Gelüchteten, Bleibe- und 

Staatsbürger_innenrechte für alle – inanziert 

durch den Staat; Integration der Gelüchteten 

in den Arbeitsmarkt, Aufnahme in die Gewerk-

schaften!

Solidarität mit der Antikriegsbewegung und der Arbei-

ter:innenklasse in Russland; Verbreitung der Aktionen 

gegen den Krieg; Freilassung aller Festgenommen!

Sofortiger Abzug der russischen Armee! Solidari-tät mit der ukrainischen Bevölkerung, Anerken-nung ihres Rechts auf Selbstverteidigung gegen die Invasion!

...Fortsetzung von der  
Rückseite

1. Der Hauptfeind 
steht im eignen Land! 
Klassenkampf statt 
nationaler Einheit!

2. Keinen Cent für den 
deutschen Imperialis-
mus! Wir zahlen nicht 
für den Krieg!

3. Nein zu Putins An-
griffskrieg! Solidarität 
mit der ukrainischen 
Bevölkerung und An-
tikriegsbewegung in 
Russland!

4. Politischer Massen-
streik und Massende-
monstrationen gegen 
jede direkte NATO-In-
tervention!

Antikriegsbündnis  
aufbauen, aber wie?
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ten Proteste, die in Solidarität mit der Ukraine stattinden, 
Menschen für eine klare Klassenanalyse und unsere Forde-
rungen zu gewinnen. Dies kann im Kleinen natürlich durch 
Diskussionen auf Demonstrationen und Veranstaltungen wie 
dieser stattinden. Auf der anderen Seite muss dies aber auch 
im größeren Rahmen geschaffen werden. Dazu braucht es ein 
Bündnis linker Kräfte, die eine internationalistische Position 
vertreten. Was das heißt, hier noch einmal zusammenge-
fasst: Gegen den russischen Einmarsch, gegen den russischen 
Imperalismus; aber auch gegen eine NATO-Intervention, 
Waffenlieferungen, Aufrüstung und Sanktionen.  

Diese brauchen gemeinsame, internationalistische Akti-
onen, aber auch Absprachen zur Etablierung eines eigenen 
Aktionsbündnisse für Demos und Kundgebungen, um Druck 
auf Massenorganisationen der Arbeiter_innenklasse auszu-
üben, wie die Gewerkschaften, die Linkspartei oder die SPD. 
Das muss im Rahmen von konkreten Aktionen passieren, bei 
denen das Ziel ist, nicht nur eigene Mitgliedschaft zu mobili-
sieren, sondern die Organisationen der Arbeiter_innenklasse 
klar aufgefordert werden, auch vor Ort Aktionskomitees zu 
gründen, die Vollversammlungen organisieren an Schulen, 
Unis und Betrieben!

Die Idee dahinter ist Politik an die Orte zu tragen, wo sich 
die Menschen tagtäglich bewegen müssen. So können wir die 
Menschen eher für eine konsequente Antikriegsposition ge-
winnen und diese scheinbar „politisch-neutralen Bereiche“ 
des Lebens politisieren. Denn das Ziel muss es sein, eine Mas-
sen an Menschen zu gewinnen, um politische Streiks und den 
Stopp von Rüstungsexporten dauerhaft umzusetzen, denn als 
„Einzelaktionen“ von einigen wenigen Aktivist_innen haben 
diese vielleicht kurzweilig Ausstrahlkraft, können das Kräf-
teverhältnis jedoch nicht längerfristig beeinlussen. Hier ist 
es Beispiel sinnvoll, dass sich auch Mitglieder von solid und 
der Linken beteiligen und beispielsweise einen offenen Brief 
an ihre Organisationen verfassen, in der sie klar artikulieren, 
warum DIE LINKE in der aktuellen Situation nicht einknicken 
sollte (aktuell versuchen die rechten Teile in der Linkspartei 
eine Politik durchzusetzen, die NATO & Sanktionen unter-
stützt). In den Gewerkschaften muss es das Ziel sein, eine 
klassenkämpferische Bewegung aufzubauen, die klar sagt, 
dass die Aufrüstung der Regierung und das Abwälzen der 
Kosten nicht mitgetragen werden darf – und das mit Streiks 
umgesetzt werden sollte.

Das hört sich eigentlich ganz einfach an. In der Praxis ist 
es das jedoch nicht. Gerade die Frage von Sanktionen und 
auch die Charakterisierung von Russland sind häuig strittige 
Punkte, neben der Hauptfrage, wer eigentlich den Krieg tat-
sächlich stoppen kann. Unserer Meinung nach ist es wichtig, 
sich nicht nur auf den kleinsten Minimalkonsens zu einigen, 
sondern die Zeit auch für Diskussionen zu nutzen, während 
man gleichzeitig gemeinsam zu Aktionen mobilisiert. Dies ist 
zentral, wenn wir handlungsfähig werden wollen und nicht 
jede einzelne linke Strömung ihre eigene „Antikriegssuppe“ 
kochen will, die alle nicht zur Massenbewegung werden. 
Deswegen braucht es so rasch wie möglich eine Aktionskon-
ferenz, bei der wir gemeinsam darüber zu diskutieren, wie 
wir die Antikriegsbewegung voranbringen können. 

Eigentumsvorbehalt: Dieses 
Magazin ist solange Eigentum 
des Absenders, bis es dem Gefan-
genen persönlich ausgeliefert 
worden ist. “Zur Habenahme” ist 
keine Aushändigung im Sinne 
dieses Vorbehalts. Wird diese 
Druckschrift dem Gefangenen 
nicht persönlich ausgehändigt, ist 
sie dem Absender mit dem Gr-
und des Nichtaushändigens zu-
rückzusenden.
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